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Vorbemerkung zur Kumuluseinführung 

 

Der vorliegende Text stellt die Einführung in meine kumulative Habilitation dar, die ich am  

12. Dezember 2016 eingereicht und am 10. Januar 2018 im Fachbereichsrat Erziehungs- und 

Sozialwissenschaften der Westfälischen Wilhelms-Universität erfolgreich verteidigt habe, um 

die Lehrberechtigung für das Fach Politikwissenschaft zu erwerben. Gemäß §7, Abs. 2 der Ha-

bilitationsordnung setzt sich eine kumulative Habilitation aus mehreren bereits veröffentlich-

ten wissenschaftlichen Beiträgen und einer Zusammenfassung zusammen, in der die wesentli-

chen Schlussfolgerungen und deren Bedeutung für die Disziplin der angestrebten venia legendi 

dargestellt werden. Hier veröffentliche ich ebenjene Zusammenfassung.  

Die insgesamt 13 als Kumulus eingereichten Aufsätze (fünf Zeitschriftenaufsätze, sieben Auf-

sätze in Anthologien und ein Lexikonbeitrag) können an dieser Stelle aufgrund der Bestimmun-

gen des Urheberrechts allerdings nicht zugänglich gemacht werden. Sie sind jedoch allesamt 

an der Universität Münster verfügbar: Entweder als E-Journal-Artikel oder als gedruckte Auf-

sätze in Sammelbänden. Auf Seite 26 habe ich in der Übersicht der Beiträge auch die Signatu-

ren der jeweiligen Bände in der Zweigbibliothek Sozialwissenschaften der Universität Münster 

angegeben. Für den Fall, dass interessierte Leserinnen und Leser keinen Zugang zu einem Auf-

satz erhalten, biete ich gerne an, eine Kopie zugänglich zu machen. 

 

Münster im Januar 2018 

Matthias Freise 
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1. Einführung in den Kumulus 
 

Seit Abschluss meiner Promotion im Sommer 2004 habe ich mich in meinen Arbeiten im We-

sentlichen mit zwei großen Themenkreisen der Politikwissenschaft befasst, nämlich zum einen 

mit der (EU-)europäischen Integrationsforschung und zum anderen mit Fragestellungen, die 

die Rolle zivilgesellschaftlicher Akteure in komplexen Regelsystemen untersuchen und dabei 

sowohl auf die partizipative Seite des politischen Prozesses als auch auf die Output-Seite der 

Politikimplementation fokussieren. Dabei ziele ich auf die Zusammenführung zweier Wissen-

schaftstraditionen ab, die häufig isoliert voneinander betrieben werden, nämlich die politische 

Partizipationsforschung auf der einen und die Public Policy-Forschung auf der anderen Seite. 

Bereits in meiner Dissertationsschrift „Externe Demokratieförderung in postsozialistischen 

Transformationsstaaten“ (Freise 2004) hatte ich am Beispiel Tschechiens erforscht, mit wel-

chen Strategien und Instrumenten staatliche und nicht-staatliche Akteure aus dem westlichen 

Ausland Einfluss auf den Aufbau und die Etablierung zivilgesellschaftlicher Strukturen in einem 

Transformationsland zu nehmen versuchen, indem sie politische Bildung betreiben, sogenann-

te NGOs unterstützen oder Führungskräfte von Gewerkschaften, Umweltschutzorganisationen, 

Frauengruppen und anderen zivilgesellschaftlichen Vereinigungen aus- und weiterbilden. Al-

lerdings beschränkte sich diese Perspektive seinerzeit auf einen recht kleinen Teilbereich der 

Internationalen Beziehungen und zudem vor allem auf die Input-Seite des politischen Prozes-

ses. 

Gleichwohl fiel mir bereits damals auf, dass die Zivilgesellschaft in verschiedenen weiteren 

Wissenschaftstraditionen Eingang gefunden hat. Neben der politikwissenschaftlichen Trans-

formationsforschung, die den Wechsel und/oder Wandel politischer Systeme untersucht und 

dabei nach der Rolle zivilgesellschaftlicher Akteure wie etwa Oppositionsbewegungen fragt 

(Merkel 2010), sind dies vor allem die politische Partizipationsforschung und die Public Policy-

Forschung. Erstere untersucht Möglichkeiten und Grenzen deliberativer und partizipativer Ver-

fahren (Newton 2012). Dabei verfolgt sie das Ziel, bestehende repräsentativ-demokratische 

Verfahren um weiterreichende Instrumente der Mitbestimmung und Teilhabe zu ergänzen: 

Bürgerhaushalte, Planungszellen, deliberative Foren, Mini Publics, Lokale Agenda 21-Gruppen 

oder die derzeit sehr intensiv beforschten Instrumente der Online-Partizipation sind Beispiele 

für diese Wissenschaftstradition, die die Zivilgesellschaft auf der Input-Seite des politischen 

Prozesses ansiedelt (Geißel 2011; Kersting 2014).  

Der Public Policy-Forschung geht es dagegen um das effektive Regieren aus einer Output-

Perspektive. Dabei stellt sie zwei Fragen: (1) Wie lassen sich politische Programme so imple-
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mentieren, dass sie auf ein mögliches hohes Maß an Zustimmung oder zumindest Akzeptanz 

seitens der Betroffenen stoßen? (2) Und kann durch die Einbeziehung nicht-staatlicher, zivilge-

sellschaftlicher Akteure ein höheres Maß an Effektivität und Effizienz erreicht werden, bei-

spielsweise weil diese als Innovationsagenturen und Wertewächter fungieren oder flexibler 

agieren als es die staatliche Bürokratie kann (Anheier/Freise 2004)?  

Beide Perspektiven auf Zivilgesellschaft sind derzeit von großer praktischer Relevanz, leistet 

doch die anhaltende gesellschaftliche Pluralisierung der Erosion etablierter Verfahren der Ent-

scheidungsfindung und der Politikimplementation gleichermaßen Vorschub. Sehr gefragt sind 

deshalb Hinweise aus der Politikwissenschaft, wie unter Einbeziehung zivilgesellschaftlicher 

Akteure ein Mehr an Demokratie und effiziente Governance ermöglicht werden kann. So iden-

tifizierte beispielsweise die Europäische Kommission im Nachgang zu ihrem White Paper on 

European Governance (2001) die Zivilgesellschaft als potentielle Legitimierungsressource eu-

ropäischen Regierens, das seit jeher im Ruch der Bürgerferne und Intransparenz steht (vgl. z.B. 

Follesdal/Hix 2005; Sadurski 2013 sowie Beiträge in Kohler-Koch/Rittberger 2007). Ergebnis 

des Strategiepapiers war die Schwerpunktsetzung auf zivilgesellschaftliche Fragestellungen im 

Rahmen des sechsten europäischen Forschungsrahmenprogramms, über das ich unter ande-

rem von 2005 bis 2009 in das CINEFOGO Network of Excellence1 eingebunden war und aus 

dem zwei meiner Beiträge im vorliegenden Kumulus sowie ein Sammelband (Freise 2008c) und 

ein Themenheft der Zeitschrift für Sozialreform zur Legitimität von Public Private Partnerships 

unter Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Akteure in die Sozialpolitik resultieren. Mein For-

schungsaufenthalt 2013 am BMW Center for European and German Studies der Georgetown 

University in Washington, D.C. wurde gleichfalls aus einem EU-Forschungsprogramm finan-

ziert2, das nach innovativen Governancearrangements unter Einbeziehung von Verwaltung und 

zivilgesellschaftlichen Akteuren suchte. Ergebnisse dieses Forschungsaufenthaltes sind eben-

falls in den vorliegenden Kumulus eingeflossen. 

Auch in Deutschland erlebt die Zivilgesellschaftsforschung seit Mitte der 2000er Jahre einen 

Aufschwung, der vor allem durch die Enquête-Kommission „Zukunft des bürgerschaftlichen 

Engagements“ des Deutschen Bundestages (2000-2002) initiiert worden ist. Aufgabe der 

Kommission war die Entwicklung von Handlungsvorschlägen an die Politik, vor allem zur Frage, 

wie partizipatorische Verfahren unter Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Organisationen ver-

wirklicht werden können, aber auch ob und wie seitens der Politik bürgerschaftliches Engage-

ment angeregt werden kann, das als wertvolle Ressource der Politikimplementation betrachtet 

                                                           
1
 CINEFOGO = „Civil Society and New Forms of Governance in Europe“ 

2
 PACT – Cities as laboratories of innovative Governance in Europe and the USA 
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wird (Enquête-Kommission 2002). Die Kommission beeinflusste eine Reihe weiterer For-

schungsprogramme, darunter die NRW-Nachwuchsgruppe „Europäische Zivilgesellschaft und 

Multilevel-Governance“, der ich von 2005 bis 2009 als Gruppenleiter vorstand sowie das DFG-

Graduiertenkolleg 1410 „Zivilgesellschaftliche Verständigungsprozesse vom 19. Jahrhundert 

bis zur Gegenwart – Deutschland und die Niederlande im Vergleich“ an der Universität Müns-

ter, dem ich von 2009 bis 2011 als assoziiertes Mitglied angehörte. Seither hat sich mein Inte-

resse an zivilgesellschaftlichen Fragestellungen deutlich geweitet. Zentrales Anliegen meiner 

Forschung ist es, Beiträge zu den verschiedenen Strängen der Zivilgesellschaftsforschung zu 

leisten und diese zusammenzuführen. 

Im vorliegenden Kumulus präsentiere ich daher verschiedene Beiträge zur Public Policy-

Forschung und zur politischen Partizipationsforschung, deren gemeinsame Klammer die Be-

zugnahme auf die Rolle zivilgesellschaftlicher Akteure darstellt. Die nachfolgenden Kapitel der 

Kumuluseinführung gliedere ich in drei Schritte: In einem ersten Teil diskutiere ich die Genese 

der Zivilgesellschaftsforschung und ihre Anbindung an die beiden Wissenschaftstraditionen. 

Dabei verdeutliche ich zunächst die verschiedenen Begriffsebenen von Zivilgesellschaft und il-

lustriere die Herausforderungen, die sich aus der immensen begrifflichen Spreizung für die po-

litikwissenschaftliche Forschung ergeben (Kapitel 2). Sodann fasse ich die Ergebnisse der im 

Kumulus vorgelegten Aufsätze vor dem Hintergrund dieser Überlegungen zusammen (Kapitel 

3), bevor ich abschließend den Beitrag meiner Forschung für das Fach Politikwissenschaft dar-

lege, für das ich die Lehrberechtigung anstrebe (Kapitel 4). 

 

2. Zivilgesellschaft zwischen empirischer Faktizität und  

demokratischer Utopie
3
 

 

Zivilgesellschaftskonzepte sind seit etwa dreißig Jahren in den Sozialwissenschaften und in ver-

schiedenen politischen Diskursen gleichermaßen weit verbreitet. Dies ist allerdings in zweifa-

cher Hinsicht problematisch: Zum einen hat sich bis heute kein einheitliches Verständnis von 

Zivilgesellschaft etablieren können, ganz im Gegenteil: Es konkurrieren sehr unterschiedliche 

Vorstellungen davon, was unter Zivilgesellschaft zu verstehen ist und welche Aufgaben sie in 

politischen Systemen übernehmen kann bzw. übernehmen soll. Zum anderen ist der Zivilge-

sellschaftsbegriff untrennbar mit der normativen Demokratietheorie verwoben, und wo immer 

auf Zivilgesellschaft Bezug genommen wird, schwingen Vorstellungen einer ‒ wie auch immer 

                                                           
3
  Im nachfolgenden Kapitel greife ich zum Teil auf Passagen aus meiner Dissertation zurück (Frei-

se 2004). 
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gearteten ‒ „demokratischeren“ Demokratie mit (Kocka 2000). In anderen Worten: Der Begriff 

mäandert permanent zwischen empirischer Faktizität und demokratischer Utopie ‒ so auch 

der Untertitel der vorliegenden Kumuluseinführung. 

Zudem verfügt er über eine sehr lange Begriffsgeschichte, die bereits in der Antike ihren An-

fang nimmt. Verwiesen sei innerhalb der weitverzweigten Theoriedebatte auf die strukturie-

renden Beiträge von Klein (2001), Adloff (2005), Reichardt (2004), Keane (1998), Bunce (2000), 

Deakin (2001), Khilnani (2001), Schade (2002), von Beyme (2000) und Kocka (2000), die eine 

ausführliche Diskussion der historischen Entwicklung der einzelnen Entwicklungspfade von Zi-

vilgesellschaft vorgenommen haben und dabei zeigen, dass Zivilgesellschaft in den meisten An-

sätzen als die Idee einer dem Staat zwar benachbarten, aber dennoch getrennten Sphäre ge-

fasst werden kann, in der sich die Bürger ihren Interessen folgend zusammenschließen und 

dabei bestimmte Tugenden an den Tag legen, darunter Friedfertigkeit, Solidarität, Bereitschaft 

zum Kompromiss und andere (Freise 2004). 

Dabei zeigt sich auch, dass sich mittlerweile zwar durchaus eine Forschungsrichtung herausge-

bildet hat, die sich mit der Rolle zivilgesellschaftlicher Akteure in den Internationalen Bezie-

hungen befasst (vgl. z.B. Kaldor 2003; Teivainen 2016), gleichwohl ist der Zivilgesellschaftsbe-

griff bis heute vor allem eng mit dem Nationalstaat verbunden, dem die Zivilgesellschaft je 

nach theoretischer Ausrichtung als Gegnerin, Partnerin oder sogar in beiden Funktionen ge-

genübersteht. Die englische civil society, die französische société civile, die spanische sociedad 

civil oder auch die tschechische občanská společnost lassen sich somit nicht ohne Weiteres ins 

Deutsche übertragen, setzen diese Begriffe doch teilweise sehr unterschiedliche Akzente und 

sprechen verschiedene Problemstellungen aus nationalstaatsspezifischen Kontexten und Pfad-

abhängigkeiten an (Adloff 2005; von Beyme 2000). So ist beispielsweise der anglo-

amerikanische Diskurs um die Rolle der Zivilgesellschaft wesentlich stärker als in Deutschland 

durch die liberal-demokratische Tradition in Großbritannien und den USA geprägt und konzep-

tioniert die Zivilgesellschaft eher als Kontrollinstanz oder auch Gegenspielerin des Staates, die 

„big government“ verhindert, indem sie Teile der Daseinsvorsorge selbst erstellt und staatliche 

Übergriffigkeit auf verbriefte Grundrechte unterbindet (O’Connell 1999). Das Auftreten der 

National Rifle Association, die entschieden gegen eine Einschränkung des Zusatzartikels 2 der 

amerikanischen Verfassung eintritt, ist ein gutes Beispiel dafür (LeRoux/Feeny 2015: 46). Die 

deutsche Debatte ist hingegen eher neo-korporatistisch und durch eine spezifische Interpreta-

tion des Subsidiaritätsprinzips geprägt und begreift somit Zivilgesellschaft eher als Partnerin 

des Staates etwa bei der Produktion öffentlicher Güter (Evers 2013). Im vorliegenden Kumulus 
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wird diese Tradition vor allem in meinen Fallstudien zur kommunalen Gesundheitspolitik und 

zu Verkehrsordnungspartnerschaften thematisiert. 

Um das Konzept dennoch handhabbar machen zu können, empfiehlt es sich, eine Strukturie-

rung der einzelnen Begriffsebenen vorzunehmen. Dazu bietet sich ein Definitionsvorschlag von 

Jürgen Kocka (2003: 32) an, der Zivilgesellschaft in dreifacher Weise definiert, nämlich auf ei-

ner bereichslogischen Ebene, einer handlungslogischen Ebene und als Bestandteil demokratie-

theoretischer Entwürfe mit utopischen Zügen. Dieses Ebenenmodell arbeite ich im Folgenden 

aus und beginne zunächst mit der Klassifizierung von Zivilgesellschaft als empirisches Phäno-

men. 

2.1 Zivilgesellschaft als empirisches Phänomen 

Außerhalb des Wissenschaftsbetriebs dominiert gegenwärtig sicherlich ein bereichslogischer 

Zugang zum Zivilgesellschaftsbegriff. Demnach umfasst die Zivilgesellschaft die gesamte, auf 

Freiwilligkeit basierende gesellschaftliche Sphäre, die weder dem auf dem Gewaltmonopol 

gründenden Staat, noch dem der Gewinnmaximierung verschriebenen Markt, noch der auf 

Blutsbanden aufbauenden Privatheit zuzuordnen ist (Freise/Geißel 2016). Sie manifestiert sich 

dabei in den unterschiedlichsten institutionalisierten, semiinstitutionalisierten und nichtinsti-

tutionalisierten Ausprägungen: Vereine, Genossenschaften, Gewerkschaften, Standesorganisa-

tionen, Stiftungen, Menschenrechtsgruppen, Umweltverbände, aber auch Kirchengemeinden 

und Diskussionszirkel, Kaffeehausrunden und Stammtische, Selbsthilfeorganisationen, soziale 

Bewegungen und nicht formalisierte Zusammenschlüsse im öffentlichen Raum von der Kegel-

runde bis zur Facebook-Gruppe, kurzum: Sämtliche Assoziationen, die sich durch Unabhängig-

keit und Freiwilligkeit auszeichnen, sich nicht auf den Staat, Familien- oder Clanzugehörigkeit 

zurückführen lassen und die nicht primär eigennützige Zielsetzungen verfolgen, lassen sich in 

den weiten Grenzen der Zivilgesellschaft verorten (Brix 1999: 120).  

Die Zivilgesellschaft wird somit zwischen Individuum und Staat, Individuum und Markt und 

auch zwischen Individuum und Privatheit angesiedelt und ist durch einen Pluralismus von Or-

ganisationstypen gekennzeichnet, die je nach demokratietheoretischer Anbindung ganz unter-

schiedliche Funktionen übernehmen (Rieger 1998). Eine solche bereichslogische Definition be-

reitet eine Reihe von Abgrenzungsschwierigkeiten, und es herrscht eine weitreichende Einig-

keit darüber, dass Zivilgesellschaft in liberalen Demokratien notwendigerweise Überschnei-

dungen zu den benachbarten Gesellschaftssphären aufweist (Freise 2004). Politische Parteien 

etwa lassen sich in der Schnittmenge von Staat und Zivilgesellschaft verorten (vgl. Reichart 

2004). Einerseits sind es zumindest in demokratischen Staaten freiwillige Assoziationen von 
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Bürgerinnen und Bürgern und die Ortsvereine der Parteien erfüllen zweifellos das Kriterium zi-

vilgesellschaftlicher Organisationen, andererseits sind Parteien meist durch ihre Übernahme 

von Mandaten in Regierung und Opposition mit der staatlichen Sphäre untrennbar verwoben. 

Genossenschaften sind ein Beispiel für Organisationen auf der Schnittstelle von Markt und 

Staat. Zwar zeichnen sich diese durch eine demokratische Organisationskultur, Mitbestim-

mung, Selbsthilfe und eine starke Mitgliederorientierung aus, was sie als zivilgesellschaftliche 

Akteure klassifiziert, allerdings sind sie als Wirtschaftsunternehmungen ebenso dem persönli-

chen Profit ihrer Mitglieder verpflichtet (Alscher 2011; Elsen/Walk 2016: 61). Auch ist die 

Grenze zwischen Privatheit und Zivilgesellschaft fließend, wie etwa in Netzwerken, in denen 

Freunde und Familienmitglieder gleichermaßen zusammengeschlossen sind. Die nachfolgende 

Grafik verdeutlicht das Konzept der Zivilgesellschaft als Bereich zwischen Staat, Markt und Pri-

vatheit. 

Abbildung 1: Bereichslogische Darstellung von Zivilgesellschaft  

Quelle: Freise 2004: 44 

Der politikwissenschaftliche Nutzen eines solchen Zugangs zum Zivilgesellschaftsbegriff ist das 

Sichtbarmachen eines Bereichs jenseits von Markt, Staat und Privatheit, der in modernen De-

mokratien eine Vielzahl von wichtigen Funktionen übernimmt (siehe dazu Kapitel 2.2). Aller-

Markt Privatheit 

Staat 

Zivilgesellschaft 

z.B.  

Genossenschaften,  

Arbeitgeberverbände, 
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dings weist eine rein bereichslogische Konzeption von Zivilgesellschaft auch eine Reihe blinder 

Flecken auf, wie etwa Andreas Kohl (2002) verdeutlicht, wenn er darlegt, dass unter rein be-

reichslogischen Gesichtspunkten auch die italienische Mafia Teil der Zivilgesellschaft ist. Daher 

bedarf eine Definition von Zivilgesellschaft immer auch handlungslogischer Elemente.  

Auch hier lässt sich im breiten Spektrum der verfügbaren Definitionsversuche ein Minimalkon-

sens über die Ausgestaltung dieses sozialen Handelns ausmachen (vgl. Gosewinkel et al. 2004: 

11). Demzufolge ist Zivilgesellschaft zunächst durch die Selbstorganisation sowohl von Indivi-

duen als auch von gesellschaftlichen Gruppen gekennzeichnet, die sich zum Zwecke der selbst-

ständigen Aufgabenbewältigung zusammenschließen. Zweites wichtiges Kriterium von Zivilge-

sellschaft als soziales Handeln ist ihre Orientierung an der Öffentlichkeit. Zivilgesellschaftliches 

Handeln ist ein Heraustreten aus dem Privaten zum Zwecke der Artikulation von Interessen, 

Diskussion und Problemlösung. Und drittens lässt sich Friedfertigkeit als weiteres Kriterium für 

zivilgesellschaftliches Handeln beschreiben. Dieses umschließt zwar unbedingt Proteste und 

Konflikte, aber prinzipiell nur solche nicht-gewaltsamer und nicht-militärischer Form (Kocka 

2003: 32ff.; Lauth/Merkel 1998: 16; Reichardt 2004: 42ff.). Zivilgesellschaftliches Handeln ent-

zieht sich demnach zwar nicht völlig den Handlungslogiken von Markt, Staat und Privatheit, in 

denen z.T. ähnliches soziales Verhalten anzutreffen ist, insgesamt kommen dort jedoch „pri-

mär andere Handlungsmodi zum Tragen, nämlich herrschaftlich-politische, marktlogische und 

solche des privaten Lebens.“ (Gosewinkel et al. 2004: 12; vgl. auch Cohen/Arato 1994: 29ff.) 

Allerdings werden auch hier Abgrenzungsprobleme offenbar, und es besteht in der Literatur 

keine Einigkeit darüber, welche Handlungsformen noch als zivilgesellschaftlich betrachtet wer-

den können und welche nicht. Exemplarisch sei hier die vehement geführte Debatte um die 

Zulässigkeit von zivilem Ungehorsam genannt (Habermas 1983; Dreier 1983). Auch Protestbe-

wegungen wie die Dresdner PEGIDA stellt die Forschung zu Zivilgesellschaft vor Herausforde-

rungen. So tun sich beispielsweise Lars Geiges, Stine Marg und Franz Walter (2015) sehr 

schwer, eine neue soziale Bewegung der Zivilgesellschaft zuzuordnen, obwohl sie den darge-

stellten Kriterien eines empirischen Zivilgesellschaftsbegriffs zweifellos entsprechen. Dieses 

Unbehagen ist offenkundig der normativen Aufladung geschuldet, der jedem Zivilgesell-

schaftskonzept inhärent ist und die im Folgenden diskutiert werden soll. 

2.2 Zivilgesellschaft als demokratische Utopie 

Eine Minimaldefinition von Zivilgesellschaft aus handlungs- und bereichslogischer Perspektive 

würde den Begriff als verschiedene Formen sozialen Agierens von freiwilligen Gruppen forma-

ler oder non-formaler Ausrichtung, aber auch von Individuen definieren, die im öffentlichen 
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Raum ausgeübt werden sowie auf Friedfertigkeit und Freiwilligkeit basieren und nicht primär 

auf Eigennützigkeit ausgerichtet sind. Außerdem lässt sich Zivilgesellschaft empirisch von ihren 

benachbarten Bereichen Markt, Staat und Privatheit abgrenzen, obwohl Schnittstellen zu ih-

nen bestehen. 

Dies könnte man noch als eine weitgehend heuristische Definition von Zivilgesellschaft gelten 

lassen. Wie allerdings schon eingangs dargestellt, ist der Begriff jedoch grundsätzlich in demo-

kratietheoretische Debatten eingebettet und die Frage nach dem Wesen von Zivilgesellschaft 

ist stets vom demokratietheoretischen Referenzmodell abhängig. Ansgar Klein (2001: 252) be-

schreibt Zivilgesellschaft deshalb auch „als eine weit ausholende und unabgeschlossene theo-

retische Suchbewegung nach den politischen Handlungsmöglichkeiten gesellschaftlicher Ak-

teure zur Herstellung und Fortentwicklung demokratischer Formen der Politik. Assoziationen 

im intermediären Raum der Politik, politische Öffentlichkeit und responsive politische Instituti-

onen einerseits, rechtsstaatliche Garantien negativer und positiver Freiheit andererseits bilden 

die Grundpfeiler des Diskurses.“ Aber welche demokratischen Funktionen sind damit konkret 

gemeint und wie werden sie in den verschiedenen Zivilgesellschaftsdiskursen thematisiert? 

Obwohl die demokratietheoretische Auseinandersetzung um Zivilgesellschaft sicherlich noch 

wesentlich weiter reicht (vgl. z.B. Bluhm/Malowitz 2015), scheinen es mir doch vor allem fünf 

Funktionszuschreibungen zu sein, die die Debatte um die Rolle der Zivilgesellschaft im moder-

nen Staat prägen und auf die nahezu alle Beiträge der jüngeren Zeit Bezug nehmen, wenn-

gleich auf sehr verschiedene Art und Weise. Wie die Fäden in einem orientalischen Teppich 

werden die einzelnen Funktionen dabei verwoben und je nach theoretischer Provenienz der 

Autorinnen und Autoren wird den einzelnen Fäden ein größerer oder kleinerer Anteil am Ge-

samtbild eingeräumt (vgl. auch Freise/Geißel 2016). 

Als ideengeschichtlich älteste lässt sich die Protektionsfunktion identifizieren. Demnach wird 

die Zivilgesellschaft als ein Schutzraum gegen einen allmächtigen Staat betrachtet, der in die 

Privatsphäre der Bürgerinnen und Bürger vordringt und sie in ihren Freiheitsrechten beschnei-

det. Diese Funktion wird heute vor allem von nordamerikanischen Theoretikerinnen und Theo-

retikern vertreten, die für einen minimalistischen Staat eintreten, der seitens der Zivilgesell-

schaft eingehegt werden muss (von Beyme 2000). Aber auch andernorts hat diese Funktion 

von Zivilgesellschaft in jüngster Zeit Verfechter gefunden, hierzulande etwa im Zuge der Debat-

te um die Beschneidung von Bürgerrechten bei der Bekämpfung des internationalen Terroris-

mus (Klöcker 2009).Auch in der politikwissenschaftlichen Demokratisierungs- oder Transfor-

mationsforschung wird diese Funktion der Zivilgesellschaft zu Beginn des Transformationspro-
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zesses betont: Sie begehrt gegen das autoritäre Regime auf, bringt es idealiter zu Fall und legt 

so die Grundlage für einen Demokratisierungsprozess (Merkel 2010: 118).  

Eine weitere wichtige Funktion von Zivilgesellschaft ist die Interessenvermittlung. Dabei wird 

davon ausgegangen, dass in modernen Massendemokratien Instanzen vorhanden sein müssen, 

die Interessen aggregieren und gegenüber dem Staat artikulieren, weil das Individuum allein 

kaum in der Lage ist, seine Interessen effektiv gegenüber dem Staat und anderen gesellschaft-

lichen Sphären wie etwa dem Markt zu artikulieren (Adloff 2005). Die Zivilgesellschaft hat hier 

die Aufgabe, als Interessenvermittlerin in politische Willensbildungsprozesse involviert zu sein. 

Typischerweise wird hierbei auf die Gemeinwohlorientierung der Zivilgesellschaft und ihrer 

Organisationen abgehoben. Dies ist allerdings nicht unproblematisch, denn kaum ein Interesse 

ist wirklich ausschließlich gemeinwohlorientiert. Ganz im Gegenteil: Viele zivilgesellschaftliche 

Organisationen von der Patientenselbsthilfegruppe über die Bürgerinitiative gegen Windräder 

bis hin zu Gewerkschaften verfechten vorrangig eigennützige Interessen ihrer Mitglieder und 

durchaus auch handfeste Wirtschaftsinteressen. Kleinster gemeinsamer Nenner von Demokra-

tietheorien, die auf die Rolle der Zivilgesellschaft Bezug nehmen und ihre intermediäre Funkti-

on thematisieren, ist daher die Betonung der zentralen Aufgabe als „Transmissionsriemen“ 

zwischen Individuum und Staat (z.B. bei Touraine 1999), die auf einem (zu diskutierenden) Mi-

nimum an Gemeinwohlorientierung basieren. Somit werden beispielsweise Aktiengesellschaf-

ten in der Regel nicht der Zivilgesellschaft zugeordnet, obwohl sie selbstverständlich für die In-

teressen ihrer Anteilseigner eintreten, sehr wohl aber Arbeitgeberverbände, die sich für die 

Förderung der Interessen ihrer Mitglieder einsetzen, dabei aber auch einen gemeinnützigen 

Zweck erfüllen. 

Eine weitere wichtige Funktion von Zivilgesellschaft ist die demokratisch-partizipatorische So-

zialisierung in zivilgesellschaftlichen Organisationen. Zivilgesellschaft dient aus dieser Perspek-

tive der politischen Qualifizierung der Bürgerinnen und Bürger (Verba et al. 1995), dem Aufbau 

von Sozialkapital (Putnam 2000) und schafft ein Rekrutierungspotential politischer Eliten. In 

der Tradition Tocquevilles (1835) lässt sich Zivilgesellschaft sogar als „Schule der Demokratie“ 

beschreiben, in der im Kleinen demokratische Verhaltensweisen habitualisiert werden, von 

denen der Staat im Ganzen profitiert (Newton 2001). Dies wird speziell im sogenannten Sozial-

kapitalansatz thematisiert, den Robert Putnam in den 1990er Jahren entwickelte. Demnach ist 

die Zivilgesellschaft Keimstätte interpersonalen Vertrauens und sozialer Inklusion, die als es-

sentielle Voraussetzungen für die Funktionsfähigkeit moderner Gesellschaften betrachtet wird 

(Seubert 2009). 
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Ferner wird Zivilgesellschaft die Funktion der Selbstorganisation und –regulation zugespro-

chen. Diese Perspektive wird in den vergangenen Jahren verstärkt thematisiert, rückt doch an-

gesichts der hohen Schuldenlast vieler Staaten die Frage in den Mittelpunkt, welche Aufgaben 

in den Zuständigkeitsbereich des Staates fallen (oder noch fallen können) und welche durch 

die Bürgerinnen und Bürger selbst erbracht werden sollten (Böhm 2003). Dabei lassen sich li-

berale und republikanische Zugänge unterscheiden (vgl. Fehren 2008): Liberale Ansätze stehen 

einem ausgebauten Staat grundsätzlich skeptisch gegenüber und plädieren daher für eine Zi-

vilgesellschaft, die staatliches Handeln in vielen Bereichen des öffentlichen Lebens möglichst 

überflüssig macht. Viele Philanthropen in den Vereinigten Staaten lassen sich in diesem Ansatz 

verorten (Adloff 2014): Museen, Bibliotheken, Parks und viele andere Einrichtungen, die in Eu-

ropa wie selbstverständlich durch die öffentliche Hand finanziert werden, werden jenseits des 

Atlantiks häufig durch Stiftungen und Spenden getragen. Ähnliches gilt für wohlfahrtsstaatliche 

Leistungen. Dahinter steckt häufig die Vorstellung, den Staat zu begrenzen und nicht zu mäch-

tig werden zu lassen, wie etwa die in den vergangenen Jahren erbittert geführte Auseinander-

setzung um die Einführung einer staatlichen Krankenversicherung zeigt, die von vielen Ver-

fechtern eines Minimalstaates als „big government“ abgelehnt wird (Oswald 2016). In der re-

publikanischen Perspektive dominiert hingegen weniger die Begrenzung staatlicher Kompeten-

zen die Debatte als die Idee der Partizipation an staatlicher Leistungserstellung. Ein gutes Bei-

spiel hierfür ist der deutsche Wohlfahrtsstaat mit seiner spezifischen Interpretation des Subsi-

diaritätsprinzips (Sachße 1994). Nach dieser Idee arbeiten Staat und zivilgesellschaftliche Ak-

teure (z.B. die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege) Hand in Hand: Während der Staat die 

Finanzierung der Leistungen sicherstellt, zeichnet sich die Zivilgesellschaft für die Durchfüh-

rung der Angebote verantwortlich und stellt dabei sicher, dass Wertvorstellungen der gesell-

schaftlichen Großorganisationen Berücksichtigung finden können. Ergebnis dieser Kooperatio-

nen ist ein Welfare Mix, in dem sich staatliche, marktliche, zivilgesellschaftliche und private Ak-

teure (wie die Familie) Aufgaben teilen und dabei kooperieren (Evers 1995; Bode 2013). Aber 

auch abseits des Wohlfahrtsstaates im engeren Sinne wird der Zivilgesellschaft die Funktion 

der Selbstorganisationen zugesprochen. So machen Freizeitvereine aller Art – vom Sportclub 

bis hin zum Kleingartenverein ‒ Angebote des öffentlichen Lebens möglich und tragen so zur 

Sozialintegration ihrer Mitglieder bei (Zimmer/Nährlich 2000). 

Schließlich wird Zivilgesellschaft die Funktion zugesprochen, Öffentlichkeit zu erzeugen und 

damit die Voraussetzungen für Deliberation zu schaffen, die vor allem für die republikanischen 

Zweige der Demokratietheorie von Bedeutung sind (Merkel/Lauth 1998). Zivilgesellschaft wird 

somit zum Medium des gesellschaftlichen Diskurses. Nur wenn die Bürgerinnen und Bürger das 

Private verlassen und sich zivilgesellschaftlich einbringen, kann es nach Habermas zum herr-
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schaftsfreien Diskurs kommen, in denen nichts als der „zwanglose Zwang des besseren Argu-

ments und das Motiv der kooperativen Wahrheitssuche“ vorherrschen, die als demokratische 

Utopie formuliert werden (Habermas 1992).  

Etwas anders gewendet wird diese Öffentlichkeits-Funktion in den neo-gramscianischen Theo-

riefamilien, die auf den italienischen Kommunisten Antonio Gramsci Bezug nehmen und die Zi-

vilgesellschaft als öffentliche Arena definieren, in der die Hegemonie, das heißt die Zustim-

mung der Regierten zur Herrschaftsordnung, (re-)produziert wird (Demirovic 1991).  

In der Zusammenschau werden Zivilgesellschaft somit seitens der verschiedenen Familien der 

Demokratietheorie eine (1) Schutzfunktion gegen einen übermächtigen Staat, (2) die Funktion 

der Interessenaggregation und –artikulation, (3) der demokratischen Sozialisation und 

Sozialkapitalsproduktion, (4) der Selbstregulierung und –organisation sowie (5) der Herstellung 

von Öffentlichkeit zugeschrieben. Je nachdem, welche demokratische Funktion dabei in den 

Mittelpunkt gestellt wird, werden verschiedene Organisations- und Handlungsformen von Zi-

vilgesellschaft thematisiert und auch auf unterschiedliche Akteure fokussiert, wie ich im fol-

genden Abschnitt illustriere. 

2.3 Zum Pluralismus zivilgesellschaftlicher Organisationen 

Wie bereits dargestellt, lässt sich Zivilgesellschaft nicht auf ihre Organisationen engführen: Die 

Teilnahme an Demonstrationen, das Schreiben von Leserbriefen an die Lokalpresse, die Betei-

ligung an einer Unterschriftenaktion, das Mitwirken an Internetdiskussionsforen und selbst das 

Tragen von Abzeichen und Symbolen und viele weitere individuelle Betätigungen sind zivilge-

sellschaftliche Aktivitäten, die ohne Organisationsanbindung auskommen (van Deth 2010). 

Gleichwohl spielen die Organisationen der Zivilgesellschaft in der Politikwissenschaft, aber 

auch im Alltagsverständnis eine herausgehobene Rolle. Häufig ist von „organisierter Zivilgesell-

schaft“(Kendall 2009) die Rede und eine Vielzahl von Organisationen und Assoziationen wer-

den in diesem Zusammenhang der Zivilgesellschaft zugerechnet. Allerdings werden je nach 

demokratietheoretischer Referenz zum Teil sehr verschiedene Organisationstypen fokussiert 

(Evers 2013), was eine Kategorisierung deutlich erschwert, denn ein Theoretiker, der bei-

spielsweise auf die Schutzfunktion von Zivilgesellschaft abhebt, interessiert sich für andere Or-

ganisationen als eine Theoretikerin, die die Selbstorganisationsfunktion der Zivilgesellschaft 

analysieren möchte. So konstatiert Paul Dekker (2014: 45), dass Alexis de Tocqueville sicher 

keine Fußballvereine im Sinn hatte, als er 1835 Vereine in den Vereinigten Staaten untersuchte 

und ihnen die Habitualisierung demokratischer Tugenden im Kleinen bescheinigte. Aber wie 

lassen sich Organisationen der Zivilgesellschaft sinnvoll beschreiben?  
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Eine nützliche Typologie hat Brigitte Geißel entwickelt, die zivilgesellschaftliche Organisationen 

nach ihrer hauptsächlichen Aktivität unterscheidet und fragt, inwieweit die Akteure selbst 

Nutznießer der Organisation sind oder nicht (Freise/Geißel 2016: 530).Diese Typologie lässt 

sich mit den dargestellten demokratietheoretischen Funktionen zusammenführen: Versteht 

man Zivilgesellschaft vor allem als Bollwerk gegen einen übergriffigen Staat oder als interme-

diäre Instanz, dann rücken solche Organisationen ins Zentrum des Interesses, die sich durch 

(politische) Interessenvertretung für ihre eigenen Mitglieder oder für Dritte auszeichnen, zum 

Beispiel Umweltschutzverbände, Frauenrechtsgruppen, Bürgerinitiativen oder auch Gewerk-

schaften und Arbeitgeberverbände.  

Im internationalen Kontext hat sich für diese Organisationen der Begriff der Nongovernmental 

Organisation (NGO) durchgesetzt, der auch im deutschsprachigen Kontext mittlerweile weite 

Verbreitung findet (Frantz/Martens 2006). Auch Theoriefamilien, die die Herstellung von Öf-

fentlichkeit durch Zivilgesellschaft betonen, fokussieren vor allem auf diese Art von Assoziatio-

nen, wenn sie von organisierter Zivilgesellschaft sprechen (Adloff 2005). 

Tabelle 1: Typologie zivilgesellschaftlicher Organisationen 

 Hauptsächliche Aktivität 

 (Politische) 

Interessenvermittlung 
Serviceleistung 

Selbstorganisation, 

Sozialintegration 

Akteure = 

Nutznießer  

Interessen- 

assoziationen 

z.B.  

Bürgerinitiativen,  

Gewerkschaften 

Selbsthilfe- 

gruppen 

z.B.  

Nachbarschaftshilfe, 

Patientenselbsthilfe 

Selbstorganisierte,  

-referentielle  

Assoziationen 

z.B. Sportvereine,  

Chöre 

Akteure ≠ 
Nutznießer 

Advocacy Groups 

z.B. Umweltschutz- 

organisationen,  
Menschenrechts- 

gruppen 

Wohltätige  

Organisationen 

z.B.  
Caritas, Diakonie,  

Arbeiterwohlfahrt 

 

Netzwerke nichtstaatlicher 

Normsetzung  

z.B.  
Fair Trade Organisationen, 

Entwicklungshilfevereine 

Quelle: Weiterentwicklung aus Freise/Geißel 2016: 530. 

Verfechter sogenannter neo-tocquevillescher Theorien, die die sozialisierende und Demokratie 

habitualisierende Funktion der Zivilgesellschaft in den Mittelpunkt stellen, interessieren sich 

dagegen vor allem für Mitgliederorganisationen, die demokratisch organisiert sind und für 

welche die Sozialintegration ihrer Mitglieder charakteristisch sind. Robert Putnam (2000) be-

schreibt beispielsweise vor allem Vereine, Freundschaftsnetzwerke und andere freiwillige As-

soziationen als Kern der Zivilgesellschaft, die sogenanntes „überbrückendes Sozialkapital“ 
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(bridging social capital) erzeugen können, das heißt, dass sie Vertrauen und gemeinschaftsbe-

zogene Werte generieren, von denen die Gesamtgesellschaft profitiert. Bindendes (bonding 

social capital) schafft dagegen zwar Vertrauen innerhalb der eigenen Gruppe, wirkt aber ge-

samtgesellschaftlich abgrenzend (Gabriel et al. 2002). 

Theoretiker, die die selbstregulative Funktion der Zivilgesellschaft ins Zentrum rücken, sind 

schließlich vor allem an der Leistungserbringung durch zivilgesellschaftliche Organisationen in-

teressiert. Das heißt, sie ordnen der Zivilgesellschaft vor allem solche Organisationen zu, die 

Dienstleistungen aller Art erstellen, sei es für ihre Mitglieder wie etwa in Sportvereinen oder 

für Dritte wie beispielsweise in karitativen Organisationen. Diese Form der Zusammenarbeit 

von Staat und Zivilgesellschaft wird in den Sozialwissenschaften auch als Third Party 

Government (Salamon 1995), Co-Governance (Bode 2006), Co-Management (Brandsen/van 

Hout 2006) oder Co-Produktion (Pestoff 2013) untersucht.  

Die Organisationen, die dabei in den Mittelpunkt dieses Verständnisses von Zivilgesellschaft 

rücken, werden häufig auch als zivilgesellschaftliche Organisationen des Dritten Sektors oder 

Nonprofit-Bereichs bezeichnet (Evers 2013). Eine geläufige Definition dieser Organisationen 

wurde im Rahmen einer internationalen Vergleichsstudie der Johns-Hopkins-Universität entwi-

ckelt. Demnach gehören Organisationen zum Dritten Sektor, wenn sie erstens eine formale 

Strukturierung aufweisen, zweitens organisatorisch unabhängig vom Staat sind, drittens keine 

vorrangige Gewinnorientierung aufweisen, viertens über eine eigenständige Verwaltung verfü-

gen, fünftens keine Zwangsverbände darstellen und sich schließlich zumindest anteilsweise 

durch freiwilliges Engagement und/oder Spenden tragen (vgl. Anheier 1999: 198). 

In Deutschland werden vor allem Idealvereine, Stiftungen und gemeinnützige Kapitalgesell-

schaften (gGmbH und gemeinnützige Aktiengesellschaft), die sich durch den sogenannten 

Nonprofit Constraint charakterisieren lassen, dem Dritten Sektor zugerechnet. Nonprofit 

Constraint beschreibt dabei die Tatsache, dass im Gegensatz zu privatwirtschaftlichen Akteu-

ren erwirtschaftete Gewinne nicht an die Anteilseigner (Vereinsmitglieder, Stifter etc.) ausge-

schüttet, sondern in den – in der Regel – gemeinnützigen Zweck der Organisation reinvestiert 

werden (Zimmer/Priller 2008; für eine kritische Auseinandersetzung mit der 

Operationalisierung des Konzepts des Dritten Sektors vgl. Evers/Laville 2004). 

Bis heute dominiert in der Forschungspraxis ein steuerungstheoretischer Zugang zu diesen Or-

ganisationen, d.h. es wird beispielsweise nach dem Innovationspotential dieser Organisationen 

bei der Wohlfahrtsproduktion gefragt oder ihr Beitrag bei der Schaffung von Arbeitsplätzen 

untersucht. Anheier, Priller und Zimmer (2001: 77) stellten 2001 fest: „Was derzeit fehlt, ist ei-

ne empiriegestützte Potentialanalyse freiwilliger Vereinigungen im Hinblick auf die in sie von 
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Seiten des zivilgesellschaftlichen Diskurses gesetzten Hoffnungen und Erwartungen.“ Diese 

Feststellung lässt sich auch 15 Jahre später bestätigen, auch wenn mittlerweile eine ganze Rei-

he von Arbeiten vorliegen, die die demokratietheoretische Dimension des Dritten Sektors auf 

den Prüfstand stellen (z.B. Zimmer 2010; Kendall 2009; Jenei/Kuti 2008).  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die verschiedenen Stränge der Demokratietheorie 

auf unterschiedliche Aspekte der Zivilgesellschaft blicken und deshalb auch an unterschiedli-

chen Organisationen der Zivilgesellschaft Interesse haben. Gleichwohl können Typologien zivil-

gesellschaftlicher Organisationen immer nur Annäherungen an ein komplexes Phänomen und 

keine trennscharfe Heuristik darstellen. Grund dafür ist der vormoderne Charakter der meisten 

zivilgesellschaftlichen Organisationen, die sich im Gegensatz beispielsweise zu Marktakteuren 

weitaus weniger sozial ausdifferenziert haben (Zimmer 2010). Zwar gibt es durchaus Organisa-

tionen der Zivilgesellschaft, die sich auf eine der genannten Funktion spezialisiert haben. Sehr 

viele Organisationen in diesem Feld zeichnen sich jedoch dadurch aus, dass sie mehrere der 

geschilderten Funktionen erbringen, wenngleich häufig in unterschiedlicher Gewichtung. So ist 

eine Gewerkschaft vordergründig eine Organisation der Interessenvertretung für ihre Mitglie-

der, jedoch sind viele Gewerkschaften auch als Servicedienstleister aktiv (etwa wenn sie Versi-

cherungen für ihre Mitglieder abschließen) und betreiben Sozialintegration für ihre Mitglieder, 

etwa beim jährlichen Sommerfest (Kocka 2003a). Auch die deutschen Wohlfahrtsverbände ha-

ben zwar einen eindeutigen Fokus, nämlich die Produktion von sozialen Diensten, gleichwohl 

betätigen sie sich auch als Interessengruppen für Mitglieder und Dritte und sind ebenso Bei-

spiele für die Selbstorganisation gesellschaftlicher Großgruppen (vgl. 

Olk/Rauschenbach/Sachße 1995).  

Insbesondere diese Multifunktionalität zivilgesellschaftlicher Organisationen macht sie zu ei-

nem interessanten Untersuchungsgegenstand der Politikwissenschaft, sind sie doch zum einen 

Hoffnungsträger für die Erhöhung demokratischer Qualität (Input-Perspektive) und gleichzeitig 

für die Steigerung von Effektivität und Effizienz in komplexen Regelsystemen (Output-

Perspektive). Die Beiträge des vorliegenden Kumulus thematisieren diese beiden Perspektiven, 

auf die ich im Folgenden eingehe. 

2.4 Zivilgesellschaft und demokratische Partizipation 

Seit Max Webers (1972: 280) berühmter Definition von der Legitimität als „Glaube der Be-

herrschten in ihre Herrschaft als rechtens“ vor beinahe einhundert Jahren, haben die Rahmen-

bedingungen des politischen Prozesses erheblich an Komplexität zugenommen, nicht zuletzt 

durch das Voranschreiten des europäischen Integrationsprozesses (Schuppert 2006). In zahl-
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reichen Policies haben sich Governance-Modi herausgebildet, in denen mehrere Ebenen inte-

griert werden müssen (Multilevelgovernance) und in denen schwer durchschaubare Politik-

arenen mit einer Vielzahl staatlicher und nicht-staatlicher Akteure entstanden sind, die über 

verschiedene Verfahren der sozialen Handlungskoordination kollektiv verbindliche Regelungen 

treffen und implementieren (Mayntz 2004).  

Legitimierungsstrategien, die lediglich auf klassisch repräsentativen Verfahren staatlicher Ak-

teure basieren, stoßen dabei zunehmend an ihre Grenzen, und das sowohl in Hinblick auf ihre 

Input- als auch auf ihre Output-Dimension – ein für meine Arbeiten grundlegendes Modell zur 

Systematisierung von Legitimität, das Fritz Scharpf in den 1970er Jahren eingeführt und seit-

dem weiterentwickelt hat (Scharpf 1970; 1999; 2004). Während mit Input-Legitimität die Spiel-

regeln beschrieben werden, die einer Herrschaftsordnung Anerkennungswürdigkeit verleihen, 

meint Output-Legitimität die Ergebnisse, die das politische System produziert.  

Dabei können sich Input- und Output-Legitimität zu einem gewissen Grad gegenseitig kompen-

sieren, wie ich beispielswiese mit Jan Förster und Bernd Schlipphak exemplarisch in diesem 

Kumulus an den autoritären ölexportierenden Rohstoffrentierstaaten zeige. Umgekehrt kön-

nen auch politische Systeme, die auf weithin als fair anerkannten Verfahren basieren (also 

über Input-Legitimität verfügen), „nicht unbegrenzt den Glauben erzeugen und aufrechterhal-

ten, dass die bestehenden Institutionen die besten für die Gesellschaft sind“ (Lipset 1981: 64), 

wenn sich das politische System als ineffizient erweist und die politischen Ergebnisse dauerhaft 

hinter den Erwartungen der Beherrschten zurückstehen. 

Nicht erst seit Beginn der weltweiten Finanzkrise 2008 geraten die demokratischen politischen 

Systeme in Europa deshalb unter doppelten Druck: Einerseits verliert der Nationalstaat (und 

ggf. seine Gliedstaaten) zunehmend an Steuerungsfähigkeit, weil externe Einflüsse wie frag-

mentierte Wertschöpfungs- und Produktionsketten, verbindliche bi- und multinationale Über-

einkommen oder auch anschwellende Ströme Schutz suchender Menschen staatliche Auto-

nomie einhegen. Andererseits stellt aber auch die anhaltende Pluralisierung von Lebensent-

würfen in westlichen Gesellschaften demokratische politische Systeme vor das Problem, Input- 

und Output-Legitimität aufrechtzuerhalten, was im neo-korporatistisch geprägten Deutsch-

land, aber auch in vielen anderen europäischen Gesellschaften angesichts anhaltender gesell-

schaftlicher Ausdifferenzierung zur großen Herausforderung wird, basieren doch weite Teile 

der etablierten Wohlfahrtsmodelle nach wie vor auf (mehr oder minder) homogenen Lebens-

entwürfen und einem daran ausgerichteten Solidarsystem (Butterwege 2014; Lessenich 2005). 

Folge der Pluralisierung sind somit nicht selten Verteilungs- und Zielkonflikte, denen lange Zeit 

mit einem immer weiterreichenden Ausbau des Wohlfahrtsstaates begegnet worden ist – eine 
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Strategie, die in Zeiten schmaler Wachstums- und Produktivitätsraten zusehends an ihre Gren-

zen stößt. 

Daher stellt sich die Frage, mit welchen Maßnahmen bestehende Herrschaftsordnungen auf 

sinkende Output- und Input-Legitimität reagieren bzw. sich neue Legitimierungsressourcen er-

schließen können. Eine weit verbreitete Antwort darauf ist die Stärkung zivilgesellschaftlicher 

Strukturen und Akteure, die zu einer Aufwertung beider Komponenten des Legitimitäts-

Konzeptes beitragen sollen. 

Durch die Ergänzung etablierter, zumeist repräsentativ-demokratischer Verfahren um 

deliberative, direkt-demokratische und partizipative Elemente rückt die Zivilgesellschaft in ih-

rer institutionalisierten wie nicht-institutionalisierten Form in den Fokus der empirischen Parti-

zipationsforschung, die nach geeigneten Spielregeln einer responsiven Demokratie sucht, also 

einer Herrschaftsordnung, die die Präferenzen der Beherrschten im Entscheidungsfindungs-

prozess stärker als bisher berücksichtigt und gleichzeitig Ergebnisse erzeugt, die den Präferen-

zen der Beherrschten möglichst nahekommen (van Deth 2003). Denn längst ist klar, dass re-

gelmäßige Wahlen und Verantwortlichkeit auf Zeit als Minimalstandards der Demokratie im 

Sinne Robert Dahls (1971) nicht ausreichen, um ein demokratisches Herrschaftssystem ausrei-

chend zu legitimieren. So belegt etwa Pippa Norris (2011), dass in den etablierten Demokratien 

des Westens die Unterstützung der Demokratie als Regierungsform in den vergangenen Jahren 

weitgehend stabil geblieben ist, jedoch die Anerkennung ihrer repräsentativen Institutionen 

(vor allem Parlamente, Parteien und Regierungen) vielerorts erheblich nachgelassen hat. 

Echte Einflussnahme auf immer komplexere politische Entscheidungen, Transparenz und 

deliberative Aushandlungsprozesse gelten daher vielen Autorinnen und Autoren als Patentre-

zept gegen die (vermeintliche) Sklerose der überwiegend auf Repräsentation aufbauenden li-

beralen Demokratie (vgl. z.B. Steiner 2012; Pogrebinschi 2014; Geißel 2009; Kersting 2008). 

Und um eine solche effektive Einflussnahme zu verwirklichen, bedarf es in diesem Verständnis 

einer vitalen Zivilgesellschaft, die durch eine soziale Infrastruktur belastbarer Netzwerke von 

face-to-face Beziehungen und eine Vielzahl von Assoziationen bestehende soziale Schranken 

(z.B. Schichtzugehörigkeit, ethnische Unterschiede u.a.) überwinden kann und damit über-

haupt erst die Voraussetzungen für eine effektive Ergänzung repräsentativer Verfahren durch 

partizipative und deliberative Instrumente schafft (Anheier/Freise 2004). 

Wie die Datenbank democracyinnovations.org/ verdeutlicht, sind in den vergangenen Jahr-

zehnten weltweit tausende Ansätze entwickelt worden, die auf eine Ergänzung repräsentativ-

demokratischer Verfahren abzielen. Mit Brigitte Geißel (2012) lassen sich dabei drei Wesens-

typen solcher Ansätze unterscheiden: 
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(1) Direkt-demokratische Ansätze zielen auf den verstärkten Einsatz von Verfahren ab, bei 

denen politische Entscheidungen unmittelbar durch die Bürgerinnen und Bürger ge-

troffen werden, z.B. in Volksversammlungen und durch Abstimmung. Im internationa-

len Vergleich kommen in Deutschland solche Instrumente eher selten zum Einsatz, je-

doch lässt sich in den vergangenen Jahren ein verstärkter Einsatz beobachten, insbe-

sondere in Form von Bürgerentscheiden und Bürgerbegehren auf der kommunalen 

Ebene (Meerkamp 2011). 

(2) Deliberative Ansätze setzen dagegen auf die Stärkung des Aushandlungsprozesses des 

Regelungsgegenstandes und die Einbeziehung möglichst Vieler in den Prozess politi-

scher Kommunikation (Steiner 2012). Town Hall Meetings, Bürgerforen, Runde Tische 

und deliberative Zellen sind Beispiele für solche Maßnahmen, bei denen die Bürgerin-

nen und Bürger zusammenkommen und eine möglichst einvernehmliche oder zumin-

dest für möglichst viele akzeptable Problemlösung anstreben. 

(3) Partizipative Instrumente zielen schließlich auf die Einbeziehung der Bürgerinnen und 

Bürger in die Erstellung öffentlicher Güter ab, kommen also vor allem bei der 

Implementation politischer Programme zum Einsatz (Pestoff 2014). Typische Beispiele 

sind die zahlreichen Freiwilligenprogramme, die in der jüngeren Vergangenheit ge-

schaffen wurden und auf eine direkte Mitwirkung abzielen. Auch viele kommunale Ein-

richtungen, wie Schulen, Bibliotheken, Museen und Kindertagesstätten haben ver-

schiedene Verfahren entwickelt, bei denen die Stakeholder einer Maßnahme in die 

Produktion der Angebote einbezogen werden. Die dahinterliegende Idee ist, dass 

durch die Beteiligung der Betroffenen an der Erstellung der Leistungen, die sie selbst in 

Anspruch nehmen, ein Mehr an demokratischer Qualität erreicht werden kann. Damit 

sind auch partizipative Instrumente auf der Input-Seite des politischen Prozesses ange-

siedelt. 

Im Alltag gibt es insbesondere zwischen deliberativen und partizipativen Verfahren häufig 

Überlappungen (Geißel 2012), ist es doch nicht selten schwierig, Deliberation und Partizipation 

trennscharf voneinander abzugrenzen, weil Deliberation immer auch einer partizipativen Logik 

folgt (Florida 2013). Im Folgenden wird von deliberativen Maßnahmen immer dann gespro-

chen, wenn die Maßnahme auf den Aushandlungsprozess selbst zielt, von partizipativen In-

strumenten hingegen, wenn die Bürgerinnen und Bürger an der Implementation von politi-

schen Programmen beteiligt werden.  

Gemeinsam ist aber allen diesen Ansätzen, dass der Zivilgesellschaft bei ihrer Verwirklichung 

eine bedeutende Rolle zukommt und zwar sowohl in ihrer handlungslogischen wie in ihrer be-
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reichslogischen, organisierten Variante. Partizipative, deliberative und direkt-demokratische 

Verfahren setzen Bürgerinnen und Bürger voraus, die das Private verlassen und sich in die Öf-

fentlichkeit begeben, um ihre Interessen zu vertreten, Lösungen für gesellschaftliche Probleme 

auszuhandeln und sich an der Umsetzung politischer Programme zu beteiligen (Handlungslo-

gik). Das kann durchaus auch individuelles Handeln sein. Die empirische Partizipationsfor-

schung zeigt jedoch, dass alle drei Verfahren ohne Akteure der organisierten Zivilgesellschaft 

kaum möglich sind (Holtkamp et al. 2006; Geißel 2009; Walter 2016). Direkt-demokratischen 

Verfahren geht in aller Regel das Engagement von Bürgerinitiativen, (lokalen) Vereinen, Kir-

chengemeinden oder Gewerkschaften voraus (Kost 2008), die damit die Funktionen der Inte-

ressenaggregation und –artikulation sowie nicht selten eine Protektionsfunktion einnehmen. 

Auch die genannten deliberativen und partizipativen Instrumente sind in aller Regel nur mög-

lich, wenn Organisationen der Zivilgesellschaft an ihnen beteiligt werden. Aber führt die Ergän-

zung repräsentativ-demokratischer Verfahren um direkt-demokratische, partizipative und 

deliberative Verfahren auch zu einem Mehr an demokratischer Legitimität? 

Die Antworten der empirischen Partizipationsforschung auf diese Frage fallen ambivalent aus. 

Auf der einen Seite zeigen Studien (z.B. Gabriel et al. 2002), dass diejenigen, die diese Verfah-

ren nutzen, dem politischen System durchaus ein höheres Maß an Legitimität zusprechen. Al-

lerdings zeigt sich auch, dass die weitaus meisten Instrumente den Kreis der partizipierenden 

Bürgerinnen und Bürger nicht erweitern, eher im Gegenteil: Nur ein kleiner Kreis der „üblichen 

Verdächtigen“ (Merkel/Petring 2011: 94) nutzt neue Formen der Input-Legitimation, nämlich 

die überdurchschnittlich gebildeten, besserverdienenden und politisch interessierten. Das Gros 

der Bürgerinnen und Bürger bringt hingegen nicht das Interesse oder die zeitlichen Ressourcen 

auf, um sich an Verfahren abseits repräsentativ-demokratischer Wahlakte zu beteiligen (für ei-

nen Überblick vgl. Weber 2015). Zudem zeigt sich, dass sich Verfahren, die in einem Kontext 

mit Erfolg erprobt worden sind, nicht ohne Weiteres in einen anderen Kontext überführen las-

sen (vgl. z.B. verschiedene Beiträge in Geißel/Joas 2013). Häufig sind die Konfigurationen der 

demokratischen Systeme und ihre Pfadabhängigkeiten zu verschieden, als dass eine Best Prac-

tice ohne Anpassungen aus einem Land in ein anderes transferiert werden können. Herausfor-

derung der empirischen Demokratieforschung ist es deshalb, die Rahmenbedingungen legiti-

mitätssteigernder Maßnahmen unter Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Akteure zu untersu-

chen und daraus Hinweise für den politischen Prozess abzuleiten. 

Dieser Aufgabe stelle ich mich in verschiedenen Beiträgen des Kumulus, etwa in dem ich die 

partizipative Funktion von Fördervereinen untersuche, Engagementpolitik in postsozialisti-

schen Transformationsstaaten analysiere oder die demokratische Legitimität von Public Private 
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Partnerships unter Einbeziehung von Patientenselbsthilfegruppen in der kommunalen 

Gesundheitspolitik auf den Prüfstand stelle. Auch meine Studie nordrhein-westfälischer Ver-

kehrsordnungspartnerschaften geht der Frage auf den Grund, unter welchen Rahmenbedin-

gungen ein partizipatives Instrument legitimitätsstiftende Wirkungen entfalten kann und wann 

es eher gegenteilige Effekte erzielt (vgl. ausführlich Kapitel 3, in dem die einzelnen Beiträge zu-

sammengefasst werden). 

2.5 Zivilgesellschaft und demokratische Governance 

Im Gegensatz zur Partizipationsforschung fokussiert die Public Policy-Forschung nicht auf die 

Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure am politischen Entscheidungsfindungsprozess, son-

dern fragt nach der legitimitätsstiftenden Funktion, die die Zivilgesellschaft durch die Beteili-

gung an der Implementierung öffentlicher Aufgaben entfalten kann (Pestoff 2014). Im Zentrum 

des Interesses steht somit die Output-Seite des politischen Prozesses und die Frage, ob und 

ggf. unter welchen Bedingungen die Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Akteure in die Produk-

tion öffentlicher Leistungen effektive und effiziente Ergebnisse erzielen, die dem politischen 

System Output-Legitimität verschaffen können. Damit tritt die Demokratietheorie in den Hin-

tergrund, statt ihrer dominiert eine steuerungstheoretische Sicht auf die Zivilgesellschaft, die 

als Partnerin des Staates thematisiert wird, etwa im Kontext von Public Private Partnerships 

(Zimmer 1998), als Bestandteile des Welfare Mix‘ (Evers 1995) oder als Gegenstand komplexer 

Governancearrangements, in denen nicht (mehr) der Staat alleine als Produzent öffentlicher 

Güter in Erscheinung tritt, sondern im Netzwerk mit Akteuren des Marktes und der Zivilgesell-

schaft zusammenwirkt (Pestoff 2014).  

Wie bereits ausgeführt, rücken hier in der Regel andere Organisationen der Zivilgesellschaft in 

den Fokus, nämlich vor allem solche, die sich durch ihre Dienstleisterfunktion auszeichnen wie 

etwa die großen Wohlfahrtsverbände in Deutschland oder auch Sport- und Freizeitvereine, die 

für ihre Mitglieder Angebote erstellen (vgl. Tabelle 1).Häufig wird in diesem Zusammenhang 

auch von Dritter Sektor- oder Nonprofit-Organisationen gesprochen (Zimmer/Priller 2008).  

Aus Perspektive der Public Policy-Forschung sind diese Organisationen als Legitimierungsres-

sourcen deshalb so interessant, weil sie zwei zentrale legitimitätsstiftende Funktionen im poli-

tischen System übernehmen können (Anheier/Freise 2004), nämlich die effiziente Dienstleis-

tungsproduktion und eine Innovationsfunktion. 

Insbesondere bei der Deckung von sozialen Partikularbedürfnissen übernehmen Organisatio-

nen der Zivilgesellschaft in vielen modernen Wohlfahrtsstaaten eine wichtige Dienstleistungs-

funktion, insbesondere im Feld der sogenannten personenbezogenen Dienste (Gesundheit, 
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Pflege, Kinderbetreuung etc.). Vielerorts haben sie sich auch zu Hauptanbietern von sozialen 

Dienstleistungen entwickelt, die weder staatliche Institutionen noch privatwirtschaftliche An-

bieter abdecken können oder wollen. Gemäß Lester Salamon (1995) geschieht dies zum ge-

genseitigen Vorteil: Während sich der Staat –trotz seiner Weiterentwicklung im Zuge des New 

Public Management ‒ tendenziell durch geringe Kundenfreundlichkeit und standardisierte An-

gebote und seine geringe Attraktivität für Spender auszeichnet, können zivilgesellschaftliche 

Organisationen für gewöhnlich keine bedarfsgerechten Angebote erstellen und zeichnen sich 

zudem im Vergleich zum Staat durch Amateurhaftigkeit aus. Dafür generieren sie monetäres 

und nicht-monetäres Engagement und ermöglichen zudem über ihre Mitglieder eine viel grö-

ßere Kundenorientierung. Die Zusammenarbeit von Staat und Zivilgesellschaft geschieht folg-

lich zum gegenseitigen Vorteil: Der Staat finanziert Angebote der Zivilgesellschaft und macht 

diese somit häufig überhaupt erst möglich. Die Organisationen der Zivilgesellschaft können ih-

re Angebote ausbauen und verleihen dem Staat dadurch Legitimität, wenn sie dabei effektiv 

und effizient arbeiten. Aber auch wenn ihnen dies nicht gelingt, können sie dem Staat als Legi-

timierungsressource dienen, wie Wolfang Seibel (1992) in seiner Theorie des „Funktionalen Di-

lettantismus“ herausarbeitet. Demnach werden Probleme häufig nicht gelöst, der Staat kann 

aber immerhin auf seine Kooperation mit der Zivilgesellschaft verweisen.  

Obwohl Seibel durchaus berechtigt Kritik an der Zusammenarbeit von Staat und Zivilgesell-

schaft formuliert, trifft diese doch nur auf eine begrenzte Zahl an zivilgesellschaftlichen Orga-

nisationen zu. Viele andere übernehmen stattdessen eine Vorreiter-Funktion, denn im Ver-

gleich zu eher uniformen staatlichen Anbietern erweisen sich Organisationen aus dem zivilge-

sellschaftlichen Sektor nicht selten als innovative Kräfte bei der Dienstleistungserbringung, da 

sie mit neuen Ansätzen und Angeboten experimentieren und diese durchsetzen können 

(Brandsen/Honingh 2015). Hier sind sie häufig dem Gleichheitsprinzip verpflichteten öffentli-

chen Angeboten und dem auf Gewinnerzielung angewiesenen Unternehmen überlegen und 

haben zudem den Vorteil, sich näher an den Nutzern ihrer Angebote zu befinden (Salamon 

1995). 

Allerdings wird zumindest in der politischen und häufig auch in der politikwissenschaftlichen 

Debatte die tatsächliche Leistungsfähigkeit zivilgesellschaftlicher Akteure als Legitimierungs-

ressourcen demokratischer Governance nur unzureichend untersucht. 

Arthur Benz (2004: 21) hat in der deutschen Politikwissenschaft den kleinsten gemeinsamen 

Nenner für die analytische Verwendung von Governance geprägt, indem er den Begriff in An-

lehnung an Renate Mayntz als „die Gesamtheit aller nebeneinander bestehenden Formen der 

kollektiven Regelung gesellschaftlicher Sachverhalte [definiert]: von der institutionalisierten zi-
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vilgesellschaftlichen Selbstregelung über verschiedene Formen des Zusammenwirkens staatli-

cher und privater Akteure bis hin zu hoheitlichem Handeln staatlicher Akteure“.  

Neu an diesem analytischen Konzept im Vergleich zur staatszentrierten Steuerungsforschung 

ist vor allem die Ausweitung der Perspektive. Wurde zuvor auf den Staat und seine klassischen 

Steuerungsmodi (nämlich das sanktionsbewehrte Recht und die Extraktionskompetenz) ge-

schaut, umfasst Governance neben den Steuerungsmodi des Rechts und der Umverteilung 

auch „neue“ Formen des Regierens unter Einbeziehung nicht-staatlicher Akteure, die durch 

zahlreiche weitere Steuerungsmodi Governance-Leistungen erbringen, darunter etwa Privati-

sierungsmaßnahmen, öffentlich-private Partnerschaften (PPP) und Quasimarktmodelle. Selbst-

verständlich sind diese Formen der Steuerung keine empirisch neuen Phänomene – auch für 

das wilhelminische Zeitalter und lange davor finden sich Beispiele für soziale Handlungskoordi-

nation abseits des sanktionsbewehrten Rechts, z.B. in der Allmendelandwirtschaft oder den 

städtischen Zunftordnungen(vgl. verschiedene Beiträge in Jessen/Reichardt/Klein 2004). 

Neu aber ist am Governance-Paradigma jedoch, dass der Staat nicht mehr zwangsläufig im 

Zentrum der Politik steht, sondern zu einem Akteur unter vielen wird, während sich in zahlrei-

chen Regelungsbereichen Komplexitätsaufwüchse beobachten lassen – sei es durch die Vertie-

fung des europäischen Integrationsprozesses, der soziale Handlungskoordination über ver-

schiedene Ebenen hinweg erfordert, sei es durch die Komplexität des Regelungsgegenstandes 

selbst, dessen allgemeinverbindliche Verregelung mit den Instrumenten eines hierarchisch ge-

gliederten Staates immer schlechter zu handhaben ist, wie sich beispielsweise anhand der 

Umwelt- und Technologiepolitik illustrieren lässt (Biermann/Pattberg 2004).  

Cord Schmelzle (2008: 162) bringt es auf den Punkt: „Der Governance-Begriff trägt der (…) 

Entwicklung Rechnung, dass Regieren in komplexen Gesellschaften nur noch als Ensemblestück 

zu realisieren ist.“ Das bedeutet, dass die Politikwissenschaft, um den politischen Prozess an-

gemessen analysieren zu können, Governancearrangements und ihre Netzwerke erfassen und 

nach den Rollen der einzelnen Akteure fragen muss, wenn sie verstehen möchte, wie in einer 

Gesellschaft Gegenstände kollektiv geregelt werden (können). 

Aus Sicht der politikwissenschaftlichen Legitimitätsforschung ist die Ausweitung des analyti-

schen Blickwinkels auf zivilgesellschaftliche Akteure, weitere Steuerungsmodi und Steuerungs-

netzwerke, in denen Akteure und Steuerungsmodi in Interaktion stehen, eine Herausforde-

rung, denn Legitimitätsforschung fragte bislang vor allem nach der Anerkennungswürdigkeit 

(national-)staatlichen Handelns, das auf einem Gewaltmonopol fußt. Zwar lässt sich auch 

schon in diesem Kontext darüber streiten, wie eine Herrschaftsordnung ausgestaltet sein 

muss, damit sie als anerkennungswürdig akzeptiert wird oder akzeptiert werden kann. Durch 
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das Governance-Konzept wird diese Frage aber ungleich komplexer, weil neben den Staat zahl-

reiche andere, nicht-staatliche Akteure aus Zivilgesellschaft und Privatwirtschaft hinzutreten, 

für die weiterführende Legitimitätskonzepte entwickelt werden müssen. Während beispiels-

weise für staatliche Akteure typischerweise der Gleichheitsgrundsatz als zentrale Quelle von 

Legitimität geführt wird, ist er für Wirtschaftsunternehmungen oder auch zivilgesellschaftliche 

Gruppierungen gerade eben nicht konstitutiv. Ähnliches gilt für Deliberation, Partizipation oder 

auch Transparenz, die als weitere wichtige Legitimitätsressourcen des Staates gelten. Betrach-

tet man sie aus dem Blickwinkel des Governance-Paradigmas, muss stets beachtet werden, 

dass für die Gesamtheit aller nebeneinander bestehenden Formen der kollektiven Regelung 

gesellschaftlicher Sachverhalte andere Anforderungen an Legitimität formuliert werden müs-

sen als für das Regieren im Nationalstaat, das sich vor allem auf repräsentative Wahlsysteme 

und rechtstaatliche Verfahren stützt (Schmelzle 2008). 

Diesen Herausforderungen stelle ich mich in den Beiträgen des Kumulus und leiste neben kon-

zeptionellen Überlegungen auch empirische Beiträge zu ausgewählten Policies, in denen zivil-

gesellschaftliche Akteure als Legitimierungsressource herangezogenen werden. Hauptuntersu-

chungsebenen meiner Forschung sind die Europäische Union und die kommunale Ebene in 

Deutschland, aber auch die Reform wohlfahrtsstaatlicher Systeme in den postsozialistischen 

Staaten und die Rolle zivilgesellschaftlicher Akteure darin (vgl. dazu ausführlich die Zusammen-

fassung der Beiträge in Kapitel 3). Ziel meiner Forschung ist es dabei, die beiden bislang wei-

testgehend isoliert voneinander betriebenen Forschungstraditionen der Partizipationsfor-

schung und der Public Policy-Forschung zu verquicken und gegenseitig zu bereichern. 

2.5 Aufbau der Einführung in den Kumulus und technische Hinweise 
 

Der vorgelegte Kumulus umfasst 13 Publikationen, darunter fünf in englischer Sprache, fünf im 

Peer Review-Verfahren veröffentlichte Artikel sowie acht Aufsätze in Alleinautorenschaft.  

Im nachfolgenden Kapitel 3 fasse ich die einzelnen Aufsätze zusammen und diskutiere ihre An-

bindung an die empirische Partizipationsforschung und die Public Policy-Forschung. Dabei prä-

sentiere ich Beiträge aus vier Themenbereichen: (1) Aufsätze zur Rolle der Zivilgesellschaft im 

europäischen Integrationsprozess (Aufsätze I, II und III), (2) Beiträge zur Entwicklung der Zivil-

gesellschaft in den postsozialistischen Visegrád-Staaten (Aufsätze IV und V), (3) Beiträge, in 

denen ich die Leistungsfähigkeit partizipativer und deliberativer Verfahren anhand von Fallstu-

dien untersuche (Aufsätze VI, VII, VIII und IX) sowie Beiträge zur Rolle zivilgesellschaftlicher Or-

ganisationen in der Produktion öffentlicher Güter (X, XI, XII und XIII). 
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Tabelle 2: Übersicht der vorgelegten Sammelbandbeiträge und Zeitschriftenaufsätze 

 

I 

2009 – Mehr als bloß ein Feigenblatt? Der Zivilgesellschaftsdiskurs in 

Brüssel. In: Frantz, Christiane/Kolb, Holger (Hg.): Transnationale Zi-

vilgesellschaft in Europa. Traditionen, Muster, Hindernisse, Chancen. 

Münster: Waxmann, S. 121-138. 

Signatur in der  

Zweigbibliothek  

Sozialwissenschaften: 

MD 6800/285 

 

II 

2011 – Governance und die Rolle der Zivilgesellschaft in der politik-

wissenschaftlichen Europaforschung. In: Demirovic, Alex/Walk, Heike 

(Hg.): Demokratie und Governance. Kritische Perspektiven auf neue 

Formen politischer Herrschaft. Münster: Westfälisches Dampfboot,  

S. 176-197 (mit Freya Ostlinning). 

MD 7000/102 

III 
2013 – Abschied von der Gießkanne? Europäische Kohäsionspolitik 

nach dem Vertrag von Lissabon. In: Integration, Jg. 22 (2013), Heft 1, 

S. 34-47 (mit Matthias Garbert). 

Verfügbar als  

E-Journal Artikel 

 

IV 

2005 – Rekombinante Wohlfahrtsstaaten: Osteuropäische Sozialpoli-

tik im Wandel. In: Jahrbuch des Instituts für Christliche Sozialwissen-

schaften. Jg. 46/2005. Münster: Aschendorff, S. 323-346. 

Verfügbar als  

E-Journal Artikel 

 

V 

2009 – Zivilgesellschaft und Engagementpolitik in den neuen Mit-

gliedsstaaten der EU. In: Klein, Ansgar et al. (Hg.): Engagementpolitik. 

Die Entwicklung der Zivilgesellschaft als politische Aufgabe. Wiesba-

den: VS-Verlag, S. 437-456. 

MD 6300/295 

 

VI 

2007 – Dritter Sektor und Globalisierung. In: Robert, Rüdiger (Hg.) 

(2007): Bundesrepublik Deutschland – Politisches System und Globa-

lisierung. 2. Aufl. Münster: Waxmann, S. 333-353 (mit Christiane 

Frantz). 

MG 15000/192 

 

VII 

2009 – Innovationsmotoren oder Danaergeschenke? Zur Legitimität 

Öffentlich-Privater Partnerschaften in Governancearrangements der 

kommunalen Gesundheitspolitik. In: Zeitschrift für Sozialreform, Heft 

3/2009, S. 231-251. 

Verfügbar als  

E-Journal Artikel 

 

VIII 

2012 – Co-Producing Safety or Participative Window Dressing? Regu-

lation Partnerships in German Local Governance Arrangements. In: 

Pestoff, Victor/ Brandsen, Taco/Verschuere, Bram (Hg.) (2012): New 

Public Governance, the Third Sector and Co-Production. London: 

Routledge, S. 264-280. 

MS 6500/367 

 

IX 

2015 – Nailing Jello to the Wall: Civil Society and Innovative Public 

Administration. In: Freise, Matthias/Paulsen, Friedrich/Walter, An-

drea (Hg.): Civil Society and Innovative Public Administration. Baden-

Baden: Nomos, S. 13-37 (mit Friedrich Paulsen und Andrea Walter). 

MF 7000/75 

 

X 

2015 – More than Smoke and Mirrors? Systematizing Public Admin-

istration and Democratic Innovations. In: Freise, Matthias/Paulsen, 

Friedrich/Walter, Andrea (Hg.): Civil Society and Innovative Public 

Administration. Baden-Baden: Nomos, S. 70-95. 

MF 7000/75 

 

XI 

2017 – Freise, Matthias (2016): Substituting for the State? Friendship 

Societies in Germany. Voluntas. International Journal of Voluntary 

and Nonprofit Organizations. 10.1007/s11266-016-9741-0. Jg. 28, 

Heft 1, S. 184-203. 

Verfügbar als  

E-Journal Artikel 

XII 2010 – Foundations, political. In: Anheier, Helmut/Toepler, Stefan 

(Hg.): International Encyclopedia of Civil Society. New York: Springer, 

S. 722-726. 

MD 6300/297 

 

XIII 

2016 – Legitimationsstrategien autoritärer Rohstoffrentierstaaten in 

Zeiten der Krise. In: Zeitschrift für Politik. Heft 1/2017 , S. 3-20 (mit 

Bernd Schlipphak und Jan Förster). 
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3. Ergebnisse der Kumulusbeiträge 

3.1 Die Europäische Union und die Zivilgesellschaft 
 
Von 2004 bis 2009 leitete ich mit Annette Zimmer die NRW-Nachwuchsgruppe „Europäische 

Zivilgesellschaft und Multilevel Governance“ an der Universität Münster. Die primäre Zielset-

zung der Nachwuchsgruppe bestand in der Untersuchung, ob und inwiefern aus demokratie-

theoretischer Perspektive einerseits sowie aus policy-analytischer Perspektive andererseits zi-

vilgesellschaftliche Organisationen des Dritten Sektors im Kontext der Multilevel Governance-

Strukturen der EU auf den verschiedenen Systemebenen integriert werden. Ferner war es An-

liegen der Nachwuchsgruppe, eine Bestandsaufnahme der horizontalen Vernetzung zivilgesell-

schaftlicher Organisationen in Brüssel durchzuführen. Im Zentrum stand hierbei die Behand-

lung der Fragestellung, ob und inwiefern im Hinblick auf das neue europäische Governance-

Konzept der „offenen Koordination“ Kompatibilität bzw. Homogenität zwischen den Leitbil-

dern und Zielvorstellungen der jeweils nationalstaatlich geprägten „organisierten Zivilgesell-

schaften“ in den EU-Ländern und derjenigen Zielvorstellungen und cognitive maps der horizon-

talen Vertretungen in Brüssel besteht. 

Ergebnis der Nachwuchsgruppe waren vier erfolgreich abgeschlossene Dissertationsprojekte 

(Golbeck 2012; Ostlinning 2011; Duten 2014; Charrad 2009), in denen verschiedene Aspekte 

der überwölbenden Fragestellung thematisiert wurden. Zudem editierte ich zwei Sammelbän-

de (Freise 2008c; Freise/Pyykkönen/Vaidelytė2010) und zusammen mit Jochen Roose ein 

Themenheft des Forschungsjournals Neue Soziale Bewegungen zum Thema „Zivilgesellschaft in 

der EU – Demokratisierung oder Feigenblatt für die Politik in Brüssel?“ (Heft 2/2008). Im vor-

liegenden Kumulus sind drei Arbeiten enthalten, die in dieser Zeit entstanden sind. 

In meinem Aufsatz „Mehr als bloß ein Feigenblatt? Der Zivilgesellschaftsdiskurs in Brüssel“4 be-

schäftige ich mich mit den normativen Zuschreibungen, die das Konzept der Zivilgesellschaft 

seitens der Europäischen Union, insbesondere durch die Europäische Kommission, erfährt bzw. 

erfahren hat. Damit leiste ich einen Beitrag zur im Nachgang zum Weißbuch „Europäisches Re-

gieren“ von 2001 ausufernden Debatte um Möglichkeiten und Grenzen der Demokratisierung 

europäischer Governance, die durch Kommissionspräsident Romano Prodi als Reaktion auf das 

Scheitern der Santer-Kommission initiiert wurde. Dabei wurde die Zivilgesellschaft als große 

Hoffnungsträgerin identifiziert, allerdings in so vielen verschiedenen Kontextbedingungen, 

                                                           
4
 Der Aufsatz ist in gekürzter Fassung zuerst 2008 im Forschungsjournal Neue Soziale Bewegun-

gen erschienen (Freise 2008a). Ebenfalls 2008 ist eine englischsprachige Fassung des Beitrages 

in einem Sammelband erschienen (Freise 2008b). 
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dass sich Zivilgesellschaft zu einem wenig nützlichen Amöbenbegriff entwickelte, der sich vor 

allem durch seine definitorische Unschärfe auszeichnete.  

Zielsetzung des Aufsatzes war es, auf der Grundlage einer umfangreichen Dokumentenauswer-

tung das Zivilgesellschaftskonzept in Brüssel zunächst zu kartographieren und die verschiede-

nen Kontextbedingungen zu identifizieren, in denen die EU die Zivilgesellschaft thematisiert. 

Dabei mache ich acht Diskussionszusammenhänge aus: (1) So soll die Zivilgesellschaft dazu bei-

tragen, das Demokratiedefizit des „Elitenprojektes Europa“ zu überwinden, indem zivilgesell-

schaftliche Akteure (vor allem Verbände, aber auch der einzelne Bürger selbst) am Aushand-

lungsprozess politischer Streitfragen beteiligt werden. (2) Zivilgesellschaft soll weiter als Legi-

timierungsquelle europäischen Regierens erschlossen werden und Europa näher an die Bürge-

rinnen und Bürger rücken, indem Akteure der organisierten Zivilgesellschaft europäisches Re-

gieren transparenter machen. (3) Sie soll den Benachteiligten eine Stimme in Brüssel verleihen 

und damit die Inputlegitimität europäischer Regelsetzung stärken. (4) Gleichzeitig soll die 

Outputlegitimität der Union durch das Einbringen von Expertise weiter gesteigert und europäi-

sche Governance effektiver und effizienter gestaltet werden. (5) Die Zivilgesellschaft wird da-

rüber hinaus als „Wachhund“ der Brüsseler Institutionen thematisiert, die durch ihre Kontroll-

funktion die Verantwortlichkeit der EU-Behörden schärft. (6) Des Weiteren gilt sie als Schule 

der Demokratie im Sinne Tocquevilles und als Hoffnungsträgerin für die Herausbildung einer 

europäischen Öffentlichkeit, die wiederum auf lange Sicht die Etablierung einer gemeinsamen 

europäischen Identität befördern soll. (7) Schließlich wird die Zivilgesellschaft als wichtiger 

Kooperationspartner für die Entwicklung der bislang nur in Grundzügen erkennbaren Sozialpo-

litik erkannt. (8) Und auch im Kontext der EU-Außenpolitik, und hier vor allem im Zusammen-

hang mit den Anstrengungen in der externen Demokratieförderung der Union, wird die Zivilge-

sellschaft thematisiert. 

Im Ergebnis konstatiert der Beitrag, dass die Hoffnungen, die seitens der EU-Institutionen in 

der aktuellen Diskussion um die Weiterentwicklung europäischen Regierens gesetzt werden, 

sehr weitreichend sind und nicht in einem kohärenten Verständnis von Zivilgesellschaft mün-

den. Stattdessen ist der Brüsseler Diskurs um die Rolle von Zivilgesellschaft hochgradig norma-

tiv aufgeladen. Untrennbar ist dort die Vorstellung von Zivilgesellschaft mit der Idee einer „gu-

ten“, demokratischeren Gesellschaft verbunden, in der eine aktive Bürgerbeteiligung und poli-

tische Öffentlichkeit eine wichtige Rolle spielen. Gleichzeitig wird Zivilgesellschaft aber auch als 

Bestandteil einer besseren (weil effizienteren und effektiveren) europäischen Governance 

thematisiert (vgl. Kapitel 2). 
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Der Aufsatz schließt mit der Feststellung, dass insbesondere die Europäische Kommission teil-

weise ein zu euphorisches Bild von Zivilgesellschaft zeichnet und ihre Potentiale zur Behebung 

des Demokratiedefizits europäischen Regierens überschätzt. Zudem wird kritisiert, dass die zur 

Debatte stehende Einführung weiterreichender partizipativer Verfahren kaum zu einer Demo-

kratisierung europäischen Regierens beitragen kann. Vielmehr stehe im Gegenteil eine Zemen-

tierung des „Elitenprojektes“ Europa zu befürchten, in der die maßgeblichen Entscheidungen 

nach wie vor von den nationalstaatlichen Regierungen im Rat der EU und im Europäischen Rat 

getroffen werden. Diese Sorge hat sich zehn Jahre nach der Veröffentlichung des Beitrages be-

stätigt. Auch nach dem Vertrag von Lissabon ist europäische Governance durch langwierige 

und intransparente Verhandlungen der nationalstaatlichen Regierungen geprägt, die europäi-

sche Errungenschaften für sich verbuchen und (vermeintlich) nachteilige Politikergebnisse dem 

Versagen der Europäischen Union zuschreiben. Es ist daher nicht verwunderlich, dass die Vor-

schläge des Weißbuches von 2002 weitgehend im Sande verlaufen sind und die wenigen Stra-

tegien zur Einbindung der Zivilgesellschaft, die in die Tat umgesetzt worden sind, nicht die er-

wünschten Effekte gezeitigt haben, wie auch Beate Kohler-Koch und Christine Quittkat (2013) 

feststellen. Dies gilt besonders für die Input-Seite des politischen Prozesses. Forschungsergeb-

nisse wie das EU-geförderte Third Sector Impact-Programm zeigen allerdings auch, dass die Eu-

ropäische Union in den vergangenen Jahren etwa im Rahmen der Methode der offenen Koor-

dinierung verstärkt auf die Einbeziehung von Nonprofit-Organisationen abzielt und damit 

Policy-Transfers in der Sozialpolitik ermöglicht.5 

 

3.2 Governance und Zivilgesellschaft in der Europaforschung 
 

Gemeinsam mit Freya Ostlinning habe ich meine konzeptionellen Überlegungen zur Rolle der 

Zivilgesellschaft in der europäischen Mehrebenengovernance in einem Aufsatz vertieft, in dem 

wir zunächst die Besonderheiten europäischen Regierens im Vergleich zum Nationalstaat her-

ausarbeiten. Wir verdeutlichen, dass Governance-Konzepte in der deskriptiv-analytischen poli-

tikwissenschaftlichen EU-Forschung einerseits und in der normativ geprägten Debatte um das 

Demokratie- und Legitimationsdefizit europäischen Regierens andererseits zum Einsatz kom-

men und eine große Bandbreite aufweisen. In beiden Fällen richtet sich der Blick auf die insti-

tutionellen Strukturen, Regeln und Mechanismen politischer Ordnung im europäischen 

Mehrebenensystem und reicht damit über die bloße Analyse von Steuerungsabsichten,  

-aktivitäten und -instrumenten der europäischen Institutionen und der Mitgliedsstaaten hin-

aus. Die Analyse der System- und Akteursstrukturen der EU ebenso wie die der Steuerungspro-

                                                           
5
 Vgl. www.thirdsectorimpact.eu.  
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zesse ergibt, dass die EU zwar in vielen Politikfeldern als nicht-hierarchisch vernetztes Ver-

handlungssystem auftritt, sich jedoch im Rahmen der politischen Steuerung weiter primär auf 

hierarchische Steuerungsinstrumente stützt (Eising/Lenschow 2007). Dabei zeichnet sich euro-

päische Governance durch ein vielschichtiges und stark ausgestaltetes Beziehungsgeflecht un-

terschiedlicher politischer Ebenen aus.  

Europäische Governance kann somit auch als „gewaltige Konsensfindungsmaschinerie“ charak-

terisiert werden. Im Gegensatz zum Nationalstaat verfügt das politische System der Europäi-

schen Union nämlich über kein Machtzentrum. Zwar gibt es mit der Europäischen Kommission 

einen „Integrationsmotor“, im Gegensatz zu nationalstaatlichen Regierungen fehlt der Kom-

mission aber zum einen weitestgehend der Verwaltungsunterbau, zum anderen sind die ein-

zelnen Generaldirektionen weder mit Know-How noch mit Personal ausgestattet, um eine Eu-

ropäische Union mit über 500 Millionen Bürgerinnen und Bürgern zu administrieren. Stattdes-

sen ist die Kommission bei der Umsetzung europäischer Regeln auf die Zusammenarbeit mit 

den nationalstaatlichen Verwaltungen angewiesen und verfügt selbst nicht über das für Natio-

nalstaaten typische Gewaltmonopol. Nicht zuletzt steht der Europäischen Union auch keine 

Kompetenz-Kompetenz zu, d.h. sie kann Entscheidungsbefugnisse nicht von sich aus an sich 

ziehen, sondern ist dabei auf die Kompetenzübertragung der Nationalstaaten angewiesen. In-

folgedessen hat sich in Brüssel über die Jahre hinweg ein hochkomplexes Verhandlungssystem 

etabliert, in dem sich legislative und exekutive Befugnisse nicht klar voneinander unterschei-

den lassen. Ergebnis dieser Systembesonderheit ist die Herausbildung von Governance-

Mechanismen, die in aller Regel auf majoritäre Entscheidungen verzichten und stattdessen auf 

Verhandlungslösungen setzen: Paketentscheidungen, politikfeldübergreifende Kompensations-

leistungen (‚side payments‘) und langwierige Aushandlungsprozesse bestimmen die Entschei-

dungsfindung der Europäischen Union. Daran hat sich auch nach dem Vertrag von Lissabon 

nichts geändert. Zwar hat das Europäische Parlament weiter an Kompetenzen gewonnen. Die 

in parlamentarischen Regierungssystemen typischen Schlüsselzuständigkeiten – (Aus-)wahl der 

Regierung und Entscheidung über Ein- und Ausgabenseite des Budgets – bleiben dem Europäi-

schen Parlament aber weiter vorenthalten. Somit sind es nach wie vor die Nationalstaaten, die 

den europäischen Integrationsprozess weitgehend unter sich ausmachen. Allerdings haben sie 

erkannt, dass die Einbeziehung von Interessengruppen in den Aushandlungsprozess Input-

Legitimität generieren kann, nämlich dann, wenn diese Expertise einbringen und/oder große 

gesellschaftliche Gruppen repräsentieren. Die Social Platform oder die Organisationen der 

Green Ten sind Beispiele dafür, wie die institutionalisierte Kooperation mit Interessengruppen 

Input-Legitimität erhöhen.  
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Der Aufsatz argumentiert weiter, dass es im Zusammenhang der analytischen 

Governanceforschung im Grunde unnötig ist, das sehr voraussetzungsvolle Konzept der Zivilge-

sellschaft einzuführen, denn hier geht es eigentlich „nur“ um klassische Interessengruppenfor-

schung. Thematisiert werden europäische, nationale und subnationale Organisationen, die die 

erweiterte Systemstruktur der Europäischen Union konstituieren und die Regelsetzung der EU 

über institutionalisierte (z.B. im Wirtschafts- und Sozialausschuss oder im Rahmen des Sozialen 

Dialogs) oder informelle Wege in ihrem Sinne zu beeinflussen versuchen. Dieses System ließe 

sich auch mit dem Vokabular der Interessenvermittlungsforschung der 1970er Jahre erfassen, 

die sich mit der Rolle von nicht-staatlichen Akteuren im politischen Prozess befasst und dabei 

auch zwischen eigennützigen und gemeinnützigen Anliegen der verschiedenen Interessen-

gruppen und ihren Auswirkungen auf die Legitimierung von Politik unterschieden hat.  

Auch das intensiv bearbeitete Feld der europäischen Lobbyismus-Forschung käme ohne den 

Zivilgesellschafts-Begriff aus. Sie hat das „Mosaik der Interessenvermittlung“ (Schmedes 2010) 

im Mehrebenensystem Europas mittlerweile empirisch untersucht und kommt zu dem Ergeb-

nis, dass sich Brüssel zu einem „Lobbyplaneten“ entwickelt hat, in dem zehntausende Men-

schen ihr Geld mit Public Affairs Management und Interessenvertretung verdienen.  

Der Grund, weshalb Zivilgesellschaftskonzepte in der EU-Forschung mittlerweile omnipräsent 

sind, liegt unserer Ansicht nach im normativen Strang der Governance-Diskussion in Europa, 

die Zivilgesellschaft als Utopie eines demokratischeren Europas thematisiert. So bezeichnete 

die Europäische Kommission 2001 sämtliche nicht-staatlichen Akteure – vom Arbeitgeberver-

band, über Wirtschaftskonzerne bis hin zu Menschenrechtsgruppen und Religionsgemein-

schaften – als Zivilgesellschaft und versuchte, die Einbindung dieser Zivilgesellschaft als Legiti-

mierungsressource europäischen Regierens zu erschließen. Dabei unterscheid sie nicht zwi-

schen eigennützigen und gemeinnützigen Zielen und Motivationen der verschiedenen Interes-

sengruppen. Dies führte zu einem weit verbreiteten Unbehagen in der politikwissenschaftli-

chen Europaforschung, die den Zivilgesellschaftsbegriff heute weitgehend vermeidet.  

3.3 Europäische Kohäsionspolitik auf dem Prüfstand 
 

Der Aufsatz „Abschied von der Gießkanne? Europäische Kohäsionspolitik nach dem Vertrag 

von Lissabon“, den ich 2013 mit meinem Assistenten Matthias Garbert veröffentlicht habe, fo-

kussiert auf die Entwicklung der europäischen Kohäsionspolitik in der fünften Förderperiode 

(2014-2020) und analysiert den Aushandlungsprozess, der der Verabschiedung des neuen För-

derprogramms vorausgegangen ist.  
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Bereits 1994 identifizierte Ingeborg Tömmel (1994: 17) die europäische Kohäsionspolitik als 

„Joker im politischen Kräftespiel“ der Europäischen Union. Und in der Tat stellt dieses Politik-

feld, das auch als Struktur- oder Regionalpolitik bezeichnet wird, eine wichtige Legitimierungs-

ressource europäischen Regierens dar, kann sie doch politikfeldübergreifend als Verhand-

lungsmasse eingesetzt werden: Überall dort, wo in regulativen Politikfeldern (z.B. in der Bin-

nenmarktpolitik, im Verbraucherschutz oder bei der Verteilung von Flüchtlingen) Nationalstaa-

ten Nachteile aus der supranationalen Entscheidungsfindung erfahren, kann mit der distributiv 

angelegten Kohäsionspolitik ein Interessenausgleich geschaffen werden. Ohne die Struktur-

fonds wäre ein Interessenausgleich in einer EU von 28 Mitgliedsstaaten kaum möglich.  

Bereits früh erkannte die Europäische Union (bzw. die EG), dass die Etablierung eines gemein-

samen Marktes mitnichten für alle Mitgliedsstaaten gleichermaßen von Vorteil ist. Vor allem 

exportstarke Nationen wie die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und die Beneluxstaa-

ten profitieren vom Wegfall nationalstaatlicher Handelsbeschränkungen, während wirtschaft-

lich weniger entwickelte Länder nicht selten erst langfristig vom Binnenmarkt profitieren. Kurz-

fristig können einheimische Industrien nicht mehr durch Zölle geschützt werden und sterben 

daher ab. Zunächst mit dem Europäischen Sozialfonds (ESF) und später mit dem Fonds für Re-

gionale Entwicklung (EFRE) und dem Kohäsionsfonds hat sich die Europäische Union deshalb 

Instrumente an die Hand gegeben, mit denen das wirtschaftliche Ungleichgewicht zwischen 

den Nationalstaaten abgemildert werden soll. Heute stellt die Kohäsionspolitik noch vor der 

Agrarpolitik den größten Teil am EU-Haushalt und ist damit naturgemäß Gegenstand politi-

scher Auseinandersetzungen, insbesondere in den auf sieben Jahre ausgelegten Haushalts-

rahmenplänen. 

Wie der Beitrag zeigt, dominiert dabei vor allem der Konflikt zwischen Nettozahlern und Net-

toempfängern im EU-Haushalt. Gleichwohl verlaufen die Konfliktlinien auch zwischen den ein-

zelnen EU-Institutionen, ist Kohäsionspolitik doch immer auch Machtpolitik: Während vor al-

lem der Ministerrat als Vertretung der Nationalstaaten bei der Neuverhandlung der Förder-

programme auf eine größere Autonomie der Regionen bei der Programmimplementation 

pochte, waren es vor allem das Europäische Parlament und die Europäische Kommission, die 

sich einen Kompetenzzuwachs für die Europäische Union in diesem Politikfeld erhofften. 

Im Ergebnis verdeutlicht der Beitrag, dass die europäische Kohäsionspolitik wesentlich stärker 

als bisher an einer überwölbenden Strategie ausgerichtet wird und sich dabei an den Kernzie-

len der Europa 2020-Strategie – Beschäftigung, Innovation, Bildung, soziale Integration sowie 

Klima/Energie – orientiert und dabei auch die Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Ak-

teuren forciert, etwa im Kontext der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Zudem zeichnet sich die Re-
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form durch eine verstärkte Zentralisierung der Förderprogramme in der Hand der Europäi-

schen Kommission aus. Allerdings zeigt unsere Analyse auch, dass es den Nationalstaaten er-

folgreich gelungen ist, sich von der Kandare der Kommission zu befreien. Durch die Auslegung 

der strategischen Leitlinien haben die Mitgliedsstaaten und Regionen nach wie vor die Mög-

lichkeit, eigene Prioritäten zu setzen. Auch auf die Einführung von Konditionalitäten, die als ei-

ne Art Disziplinierungsinstrument für die Europäische Kommission im Gespräch waren, wurde 

verzichtet. 

Der Beitrag zeigt schließlich, dass die europäische Kommissionspolitik auch künftig nicht von 

der vielfach kritisierten Gießkannenpolitik ablassen wird und Strukturförderung auch dort be-

treibt, wo die Wirtschaft boomt. Erwartbar ist vielmehr eine stärkere Ausrichtung der Kohäsi-

onspolitik auf die Konvergenzregionen bei gleichzeitiger Einführung von Übergangsregionen 

und der Beibehaltung von Förderprogrammen auch für Regionen, die im Grunde keiner Förde-

rung mehr bedürfen. Aus der Perspektive der Legitimitätsforschung ist dies nicht verwunder-

lich, stellt die Kohäsionspolitik doch die effektivste Legitimierungsressource einer Europäi-

schen Union dar, die sich in den vergangenen Jahren immer mehr dem Vorwurf ausgesetzt 

sieht, nicht mehr im Interesse ihrer Bürgerinnen und Bürger, sondern vor allem für Großunter-

nehmen zu agieren, wie die aktuelle Auseinandersetzung um die beiden Freihandelsabkom-

men TTIP und CETA verdeutlicht. Die flächendeckenden Fördermaßnahmen machen die EU 

überall in Europa sichtbar und führen vor allem bei den politischen Eliten zu großer Unterstüt-

zung. So stellen ESF und EFRE beispielsweise in vielen hochverschuldeten deutschen Bundes-

ländern die einzigen freien Investitionsmittel dar, mit denen die Landesregierungen überhaupt 

noch eigene Schwerpunkte in der Sozialpolitik und der Wirtschaftsförderung setzen können. 

Auch in den Kommunen wird die Kohäsionspolitik europaweit sehr geschätzt. Nicht zuletzt in 

zivilgesellschaftlichen Organisationen können Förderprogramme die Zustimmung zum europä-

ischen Integrationsprozess steigern, fließen doch insbesondere in der Arbeitsmarkt- und Sozi-

alpolitik erhebliche Fördermittel aus dem ESF an Wohlfahrtsverbände und andere Nonprofit-

Organisationen, die häufig über eine große Mitgliederbasis verfügen. Der Beitrag schlussfolgert 

daher, dass in Zeiten, in denen sich die Europäische Union immer vehementer dem Vorwurf 

mangelnder Legitimität ausgesetzt sieht, die Strukturpolitik ein zu hohes Gut ist, als dass man 

es zugunsten von reinen Wirtschaftlichkeitsrechnungen aufgegeben würde. 

3.4 Der Welfare-Mix in Mittel- Osteuropa im Wandel 
 

Der älteste Beitrag im vorliegenden Kumulus stammt aus dem Jahr 2005. Er basiert auf Ergeb-

nissen des Projektes „Future of Civil Society“ (focs), in dem ich als wissenschaftlicher Mitarbei-

ter beschäftigt war. Unter Leitung von Annette Zimmer und Eckhard Priller setzte sich das 
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durch die Robert-Bosch-Stiftung geförderte Projekt zum Ziel, praxisrelevantes Wissen für Do-

zenten, Studierende, Mitarbeiter und ehrenamtlich Tätige in gemeinnützigen Organisationen 

in den vier Visegrád-Staaten Ungarn, Polen, Tschechien und der Slowakei sowie in Deutschland 

und Österreich bereitzustellen und gleichzeitig ein Netzwerk europäischer Dritter-Sektor-

Forscher zu knüpfen. Wesentliche Leistung des Projekts war es, die Besonderheiten von 

Nonprofit-Organisationen Mitteleuropas herauszuarbeiten und dabei deren Stellenwert im 

Transformationsprozess und bei der Ausbildung einer aktiven Zivilgesellschaft gleichberechtigt 

neben Aspekten des Managements und der betriebswirtschaftlichen Wissensvermittlung zu 

berücksichtigen (Zimmer/Priller 2004).  

Dabei fokussierte das Projekt besonders auf die Rolle zivilgesellschaftlicher Organisationen 

beim Umbau der ehemals staatspaternalistischen Wohlfahrtssysteme. In meinem Aufsatz „Re-

kombinante Wohlfahrtsstaaten. Osteuropäische Sozialpolitik im Wandel“ werden die Ergebnis-

se des focs-Projektes vor dem Hintergrund der Frage zusammengeführt, inwieweit sich in den 

mitteleuropäischen Staaten die Herausbildung eines neuen Wohlfahrtsmodells beobachten 

lässt und welche Rolle dabei den zivilgesellschaftlichen Organisationen des Nonprofit-Sektors 

zugedacht wird. Damit ist der Beitrag in der Public Policy-Forschung zu Zivilgesellschaft zu ver-

orten. 

Im Ergebnis zeigt er, dass sich die vier Staaten nur schwer den etablierten wohlfahrtsstaatli-

chen Typologien zuordnen lassen. Stattdessen wurde nach 1989 eine Strategie verfolgt, im Zu-

ge derer Elemente verschiedener Wohlfahrtsmodelle miteinander kombiniert wurden. In allen 

vier Ländern wurde jedoch relativ zügig die Finanzierungsweise der Sozialsysteme angegangen, 

indem eine Trennung von Sozialpolitik und Staatshaushalt erfolgte. Zudem wurde das staats-

paternalistische Prinzip, die soziale Sicherung auf die Werktätigen zu beschränken, aufgegeben 

und auf Gruppen ausgeweitet, die vom sozialistischen Wohlfahrtsmodell exkludiert wurden 

(Behinderte, Alkoholkranke, Sinti und Roma, Obdachlose etc.).  

Allerdings wurde der Ausbau der Sozialhilfe nur in geringem Maße vorangetrieben, was in vie-

len Bereichen, etwa bei personenbezogenen Diensten wie der Pflege und Behindertenbetreu-

ung, zu einem weitgehend rudimentären Wohlfahrtsmodell geführt hat, das an das liberale 

Modell im Sinne Esping-Andersens (1990) erinnert. Demgegenüber bieten die zu Zeiten des 

Sozialismus ausgebauten Sektoren des wohlfahrtsstaatlichen Arrangements, wie etwa das 

Gesundheitswesen, nach wie vor eine relativ umfassende Versorgung. Allerdings haben zahl-

reiche Leistungskürzungen eine schleichende Absenkung des staatlichen Leistungsniveaus zur 

Folge gehabt.  
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Die wohlfahrtsstaatlichen Reformen seit dem Zusammenbruch der sozialistischen Regime ha-

ben schließlich zu einer deutlichen Gewichtsverlagerung im sogenannten Welfare Mix der 

Visegrád-Länder geführt. Demnach hat die Rolle des Marktes in den vergangenen Jahren er-

heblich an Bedeutung gewonnen, etwa durch die Beteiligung der Patienten an der Medika-

mentenfinanzierung oder die teilweise Einführung privater Pflichtversicherungen im Gesund-

heits- und Krankenversicherungssektor. Konservative Elemente im wohlfahrtsstaatlichen Ar-

rangement Mittel- und Osteuropas sind insbesondere in den Rentenversicherungssystemen zu 

beobachten, die auf eine Umlagefinanzierung umgestellt wurden und sich nun – wenn auch 

z.T. begrenzt – an der Anzahl der Beitragsjahre und der Höhe des vorherigen Einkommens ori-

entieren. Schließlich hat sich im Welfare Mix der Visegrád-Länder der gemeinnützige Sektor zu 

einem wichtigen Anbieter zahlreicher sozialer Dienstleistungen entwickelt und wird auch mehr 

oder minder zielgerichtet in die Social Policy eingebunden.  

Auf der Grundlage der Forschungsergebnisse des focs-Projektes zeigt der Beitrag, dass in allen 

vier Staaten spezielle Rechtsformen und Steuermodelle für die Etablierung von gemeinnützi-

gen Nonprofit-Organisationen geschaffen wurden, die de jure zu einer Privatisierung sozialer 

Dienste geführt haben. Dies betrifft vor allem die Altenhilfe, die Behindertenhilfe, die Jugend-

hilfe sowie Aus- und Weiterbildungseinrichtungen. Im Effekt wurde so eine Dezentralisierung 

ehemals staatszentrierter Wohlfahrtssysteme erreicht. Das ist nicht unproblematisch, belegt 

das Projekt doch auch, dass die zivilgesellschaftliche Anbindung der Nonprofit-Organisationen 

im Sozialsektor weitaus geringer ausgeprägt ist als etwa in den neo-korporatistisch geprägten 

Ländern Österreich und Deutschland.  

Der Beitrag schließt mit der Feststellung, dass der Reformprozess der Sozialpolitik in Mitteleu-

ropa aber nicht nur Anlass zur Sorge gibt. Im Gegenteil: In vielerlei Hinsicht ist es den postsozi-

alistischen Regierungen gelungen, die starren staatspaternalistischen Systeme in flexible Wohl-

fahrtsmodelle zu überführen und sich dabei außerhalb ausgetretener Reformpfade zu bewe-

gen, die die staatliche Gestaltungsfähigkeit in den etablierten Wohlfahrtsregimen des Westens 

gegenwärtig erheblich einengen. Und in der Tat: Rund zwölf Jahre nach Veröffentlichung des 

Beitrags ist es eher die Entwicklung der Demokratie in Polen, Ungarn, der Slowakei und Tsche-

chiens, die Anlass zur Sorge gibt. Der wohlfahrtsstaatliche Transformationsprozess ist dagegen 

vergleichsweise sehr erfolgreich gestaltet worden.  

3.5 Engagementpolitik als Politikfeld im Werden 
 

Der zweite Aufsatz im vorliegenden Kumulus, der aus dem focs-Projekt hervorgegangen ist, 

beschäftigt sich mit einem vergleichsweise jungen Politikfeld, nämlich der Engagementpolitik. 
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Auch in Deutschland ist das bürgerschaftliche Engagement seitens des Staates mittlerweile als 

gesellschaftliche Ressource identifiziert worden, ohne die viele Bereiche des öffentlichen Le-

bens zum Erliegen kommen würden. Von der Freiwilligen Feuerwehr, über die Integrationsar-

beit in Sportvereinen, die Hospizarbeit bis hin zur Entwicklungszusammenarbeit und Nachbar-

schaftshilfe: Der Staat ist auf das Engagement seiner Bürgerinnen und Bürger geradezu exis-

tentiell angewiesen.  

Demographischer Wandel, anhaltende Landflucht, veränderte Arbeitszeiten und die Krise der 

Massenorganisationen stellen das bürgerschaftliche Engagement aber zunehmend vor Heraus-

forderungen, weshalb spätestens im Nachgang zur Enquête-Kommission „Zukunft des Bürger-

schaftlichen Engagements“ mehr oder minder konzertierte Schritte ergriffen werden, die auf 

die Förderung der Freiwilligkeit ausgerichtet sind. Sichtbare Maßnahmen dieser Politik sind die 

Engagementberichte der Bundesregierung, aber auch die Schaffung des Bundesnetzwerks Bür-

gerschaftliches Engagement (BBE) in Berlin.  

Der Aufsatz zeigt, dass das bürgerschaftliche Engagement in den untersuchten postsozialisti-

schen Staaten Europas einige Strukturbesonderheiten aufweist. Demnach fällt sowohl die Be-

teiligung in zivilgesellschaftlichen Organisationen als auch das individuelle Engagement in die-

sen Ländern im Vergleich zu den westeuropäischen Staaten deutlich geringer aus. Dies gilt 

auch für die Spendenbereitschaft und zwar nicht nur im absoluten Spendenaufkommen, son-

dern auch, wenn das Spendenaufkommen in Relation zum Bruttoinlandsprodukt gesetzt wird.  

Die Gründe dafür sind vielfältig: Zu nennen sind hier zunächst die persistenten Familien- und 

Freundschaftsnetzwerke in postsozialistischen Staaten. Diesen kam im sozialistischen Alltag im 

Unterschied zu demokratischen Gesellschaften mit einem freien Assoziationswesen eine noch 

viel wichtigere Rolle für das Individuum zu. Da die meisten Ansätze eines gesellschaftlichen 

Pluralismus bereits im Keim erstickt wurden, nahm der weitaus größte Teil der Bevölkerung ei-

ne passiv-neutrale Position gegenüber dem Regime ein und zog sich in die Privatheit zurück, 

die vom Regime weitgehend unangetastet blieb.  

Der zweite Grund für die geringe Partizipation in freiwilligen Assoziationen ist das stark ausge-

prägte Misstrauen gegenüber formalen Organisationen jedweder Art, auch wenn sie auf Frei-

willigkeit beruhen. Dieses ist ebenfalls ein Relikt der sozialistischen Vergangenheit, in der die 

meisten Menschen in zahlreichen Organisationen – angefangen bei Gewerkschaften über Ju-

gendclubs bis hin zu Frauengruppen – eingebunden waren. Die Mitgliedschaft war jedoch häu-

fig obligatorisch. Sie sicherte in vielen Fällen persönliche Vorteile, oft waren Karrierechancen 

an Mitgliedschaften in sozialistischen Vorfeldorganisationen geknüpft. Viele Bürgerinnen und 

Bürger empfanden die Mitgliedschaft in diesen Organisationen als Zwang, weshalb sie heute 
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Vereinen und anderen Organisationen der Zivilgesellschaft nicht selten sehr skeptisch gegen-

überstehen. 

Engagementpolitik steht somit in den post-sozialistischen Staaten vor der Herausforderung, 

Engagement überhaupt erst einmal zu initiieren. Der Beitrag verdeutlicht, dass dazu neben ei-

ner Reihe von bottom-up-Ansätzen auswärtiger Förderorganisationen auch einige top-down-

Instrumente der postsozialistischen Regierungen entwickelt wurden, darunter die sogenannte 

1%-Gesetzgebung, die 1995 in Ungarn eingeführt wurde und heute in fast allen Ländern Mit-

tel- und Osteuropas zur Anwendung kommt: Die einkommensteuerpflichtigen Bürgerinnen 

und Bürger können in der Steuererklärung eine Organisation ihrer Wahl angeben, der durch 

die Finanzbehörden ein Prozent ihres Steueraufkommens zugewiesen wird. Damit wird einer-

seits der Bekanntheitsgrad zivilgesellschaftlicher Organisationen als Träger bürgerschaftlichen 

Engagements deutlich gesteigert. Andererseits hat die sogenannte Percentage-Gesetzgebung 

die Konkurrenzsituation auf dem Spendenmarkt verschärft.  

Zusammenfassend verdeutlicht der Aufsatz, dass Top-Down-Strategien zur Förderung des bür-

gerschaftlichen Engagements in Mittel- und Osteuropa vornehmlich auf die Schaffung geeigne-

ter Rahmenbedingungen für zivilgesellschaftliche Organisationen abzielen. Die zugrunde lie-

gende Idee ist dabei vielfach die weitere Dezentralisierung der postsozialistischen Gesellschaf-

ten und die Übertragung ehemals staatlicher Aufgaben an nicht-staatliche Akteure. Dies be-

trifft vor allem den Kultur- und Sportsektor, aber auch zahlreiche weitere Aufgabenbereiche.  

Sechs Jahre nach der Publikation des Beitrages zeigt sich, dass die Engagementpolitik in den 

post-sozialistischen Gesellschaften durchaus Früchte getragen hat. So belegt die jüngste Erhe-

bungswelle des European Social Survey, dass das Engagement in fast allen postsozialistischen 

Mitgliedsstaaten im Vergleich zu den Vorerhebungen im Aufwind ist (European Volunteer Cen-

ter 2014).  

Die jüngsten politischen Entwicklungen in Ungarn, Polen und der Slowakei zeigen allerdings 

auch, dass bürgerschaftliches Engagement nicht zwingend demokratische Werte befördert: 

Rechtsradikale Zugkontrolleure in Ungarn, militante Abtreibungsgegner in Polen und flücht-

lingsfeindliche Initiativen in der Slowakei basieren unzweifelhaft auf dem Engagement der 

Bürgerinnen und Bürger, dem Anspruch einer pluralen, friedfertigen Zivilgesellschaft werden 

sie jedoch nicht gerecht, weshalb ich dafür plädiere, insbesondere europäische Maßnahmen 

der Engagementpolitik auf den Prüfstrand zu stellen und dabei mit Roland Roth (2003) auch 

auf die „dunklen Seiten der Zivilgesellschaft“ zu fokussieren. 
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3.6 Dritter Sektor und Globalisierung 
 
Der Beitrag „Dritter Sektor und Globalisierung“, den ich 2007 zusammen mit Christiane Frantz 

in einem von Rüdiger Robert herausgegebenen Sammelband veröffentlicht habe, ist ein Lehr-

buchtext und verfolgt das Ziel, einerseits zentrale Begrifflichkeiten und Ansätze der Dritter-

Sektor-Forschung einzuführen und mit der leitenden Fragestellung des Bandes – welche Aus-

wirkungen hat der Globalisierungsprozess auf das politische System der Bundesrepublik 

Deutschland? – zu verquicken. Der Beitrag fügt sich auch deshalb gut in den Kumulus, weil er 

als Klammer meiner eher konzeptionellen Arbeiten zur Rolle der Zivilgesellschaft in modernen 

Demokratien und meinen eher empirisch ausgerichteten Arbeiten zu den Tätigkeiten verschie-

dener zivilgesellschaftlicher Organisationen – Wohlfahrtsverbände, Fördervereine, politische 

Stiftungen u.a. – betrachtet werden kann.  

Wie bereits in der Einführung angedeutet, stellt der Zivilgesellschaftsbegriff vermintes Terrain 

dar, weil er in aller Regel hochgradig normativ aufgeladen wird. Der Beitrag zeigt deshalb, dass 

der Dritter-Sektor-Ansatz für viele sozialwissenschaftliche Fragestellungen wesentlich geringe-

re Probleme aufweist, ist er doch ein heuristisches Konzept: Er beschreibt schlicht all jene Or-

ganisationen, die sich weder dem hierarchisch organisierten Staat, noch dem gewinnorientier-

ten Markt zuweisen lassen und sich mit einigen weiteren Definitionskriterien (Rechtsform, 

Freiwilligkeit, nonprofit constraint) zwar nicht unumstritten, aber doch vergleichsweise einfach 

kategorisieren lassen.  

Weiter verdeutlicht der Beitrag, dass der Dritte Sektor weltweit aufgrund von Inter- und 

Transnationalisierung des Wettbewerbs insbesondere im Zuge der Europäisierung, der Be-

schleunigung von Wissenschaft und Technik sowie der globalen Wandlung von Kulturen, Iden-

titäten und Lebensstilen als Charakteristika von Globalisierung einen Bedeutungsgewinn er-

fährt. Gleichzeitig üben diese Entwicklungen ihrerseits einen Anpassungsdruck auf die Organi-

sationen des Dritten Sektors aus und haben in den vergangenen Jahren einen Transformati-

onsprozess in Gang gesetzt, der sich einerseits durch Ausdifferenzierung und Professionalisie-

rung des Dritten Sektors kennzeichnet, andererseits aber auch eine Besinnung auf zivilgesell-

schaftliche Tugenden dieser Organisationen zur Folge hat. 

Im nächsten Schritt verdeutlicht der Text vier zentrale Funktionen des Dritten Sektors im deut-

schen politischen System, nämlich seine Dienstleistungsfunktion, seine Vorreiter-Funktion bei 

der Erprobung sozialer Innovationen, seine Wertewächter-Funktion sowie seine 

themenanwaltschaftliche Funktion im politischen Prozess. Zudem gibt er einen Überblick über 

die ökonomischen Funktionen des Dritten Sektors, insbesondere im Bereich der freien Wohl-
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fahrtspflege und illustriert die leitenden politik- und wirtschaftswissenschaftlichen Ansätze, 

mit denen sich die Entstehung des Dritten Sektors beschreiben lässt.  

In der Zusammenfassung wird gefolgert, dass der Dritte Sektor im Prozess der Globalisierung 

aufgrund seiner Fähigkeit, Werteorientierungen mit der Rationalität des New Public Manage-

ments zu verbinden, zunehmend an Bedeutung für die Neujustierung von Governance-

Arrangements gewinnt, da seine Organisationen häufig schneller in der Lage sind, sich den 

veränderten Rahmenbedingungen des Globalisierungsprozesses anzupassen und neue Ange-

bote zu entwickeln als staatliche Institutionen.  

Die anhaltende Ökonomisierung von weiten Teilen des Dritten Sektors geht aber auch mit An-

passungsproblemen und innerorganisatorischen Konflikten einher und wird kaum aufzuhalten 

sein. Deshalb ist es Aufgabe der anwendungsorientierten Politikwissenschaft zu untersuchen 

wie dem Dritten Sektor der Spagat von Professionalität und Werteorientierung gelingen und 

wie er damit einen Beitrag zur Aufrechterhaltung und Generierung demokratischer Legitimität 

leisten kann. 

Dieser leitenden Fragestellung bin ich in den vergangenen Jahren in meinen empirisch orien-

tierten Arbeiten nachgegangen. Die hier vorgelegten Studien basieren zumeist auf qualitativer 

Sozialforschung, insbesondere auf Interviewerhebungen mit Expertinnen und Experten sowie 

mit Stakeholdern der untersuchten politischen Programme. Darüber hinaus arbeite ich in mei-

nen empirischen Arbeiten mit sekundärstatistischen Auswertungen sowie Dokumentenanaly-

sen und nehme dabei oft eine vergleichende Perspektive ein. Häufig habe ich dabei die Studie-

renden meiner Masterseminare einbezogen, in denen ich das Konzept des forschenden Ler-

nens zum Einsatz bringe (vgl. Lehrkonzept im akademischen Lebenslauf). Dadurch erreiche ich 

häufig Datensätze mit vergleichsweise großer Fallzahl. Im Folgenden fasse ich die Ergebnisse 

von vier Forschungsarbeiten zusammen und binde sie an die leitende Fragestellung des Kumu-

lus. 

3.7 Zivilgesellschaft und Public Private Partnerships 
 

Die Studie „Danaergeschenke oder Innovationsmotoren“ ist im Kontext des CINEFOGO-

Network of Excellence entstanden, das von 2005 bis 2009 aus dem sechsten Forschungsrah-

menprogramm der Europäischen Union gefördert wurde und rund 40 Forschungsinstitutionen 

aus ganz Europa zusammenführte. Unter dem Obertitel „Civil Society and New Forms of 

Governance in Europe“ untersuchte das Netzwerk Möglichkeiten und Grenzen partizipativer 

Governance in verschiedenen Politikfeldern unter Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Akteure. 
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Ein Teilprojekt des Netzwerkes beschäftigte sich dabei mit sogenannten öffentlich-privaten 

Partnerschaften (engl. Public Private Partnerships oder PPP), die in den vergangenen Jahren 

verstärkt Eingang in die Diskussion um die Neuausrichtung wohlfahrtsstaatlicher Governance 

gefunden haben. Zielsetzung des Projektes war es, auf der Grundlage vergleichender Fallstudi-

en zu eruieren, unter welchen Bedingungen diese Kooperationsformen legitimierende Effekte 

zeitigen können und welche Auswirkungen PPP auf die Zusammenarbeit von Staat und zivilge-

sellschaftlichen Akteuren haben.  

Die Ergebnisse wurden unter anderem in einem Themenheft der Zeitschrift für Sozialreform 

veröffentlicht, das ich mit Annette Zimmer editiert habe (vgl. Zimmer/Freise 2009 für die Ein-

führung zum Themenheft). Der vorliegende Kumulus enthält meinen Beitrag zum Themenheft, 

der die Legitimität öffentlich-privater Partnerschaften konzeptionell untersucht und dabei die 

Ergebnisse einer Fallstudie aus Münster präsentiert.6 

Der Aufsatz nimmt zunächst eine Bestandsaufnahme von PPP im deutschen Gesundheitssektor 

vor und definiert sie als längerfristig angelegte Steuerungsinstrumente bei der Produktion von 

Diensten und Gütern der öffentlichen Daseinsfürsorge, im Zuge derer mindestens ein öffentli-

cher und mindestens ein nicht-staatlicher Akteur unter Beibehaltung ihrer Identität Ressour-

cen zusammenführen, für ein spezifisches Policyissue in unterschiedlicher Intensität poolen 

und dabei Synergieeffekte anstreben. 

Typischerweise handelt es sich beim nicht-staatlichen Akteur um eine privatwirtschaftliche Un-

ternehmung, wie die Bestandsaufnahme aber zeigt, beteiligen sich in jüngerer Zeit auch ver-

mehrt zivilgesellschaftliche Akteure aus dem Nonprofit-Sektor an solchen Kooperationsfor-

men, bei denen vertragliche, organisatorische, netzwerkförmige, fokale und erzwungene Part-

nerschaften unterschieden werden können (Sack 2009).  

In einem nächsten Schritt verdeutlicht der Beitrag die besonderen Herausforderungen, die PPP 

für die politische Legitimitätsforschung darstellen: Betrachtet man nämlich die Legitimations-

basis, die für Public Private Partnerships in der Gesundheitspolitik konstatiert wird, so ist zu-

nächst offenkundig, dass diese im Bereich der Output-Legitimität angesiedelt wird. PPP sind 

ein Element neuartiger Governance, und diese entsteht gerade dort, wo die traditionellen 

Steuerungsmodi des sanktionsbewehrten Rechts oder der rein marktlichen Steuerung nicht 

mehr oder nur noch eingeschränkt funktionieren (Benz 2009). Befürworter von PPP legitimie-

                                                           
6
 Eine englischsprachige Fassung des Beitrags mit leicht anderer Schwerpunktsetzung ist in einem 

Sammelband von Jan van Deth und William Maloney erschienen (Freise 2012). Aus dem 

CINEFOGO-Projekt resultierte außerdem der Lehrfilm „Partner Civil Society. Tracing Public Pri-

vate Partnerships in Germany“ von Astrid Sauermann, dessen wissenschaftliche Betreuung ich 

übernahm (Sauermann 2012). 
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ren die Partnerschaften daher zumeist technokratisch mit einem Verweis auf einen Effizienz- 

oder Effektivitätsgewinn der Steuerung. Allerdings zeigen die wenigen empirischen Langzeitun-

tersuchungen, dass gerade im deutschen Gesundheitswesen die meisten PPP aus der Not her-

aus geboren sind und vor allem auf die kurzfristige Akquirierung privaten Kapitals abzielen. Vor 

allem kommunale Entscheidungsträger stehen angesichts stark überschuldeter Haushalte vor 

der Herausforderung, öffentliche Leistungen entweder aufrechtzuerhalten oder weiterzuent-

wickeln, ohne dabei herkömmliche Kredite aufzunehmen, wie dies in der Vergangenheit häufig 

der Fall gewesen ist. In diesem Sinne sind PPP nichts weiter als spezifische Formen der öffentli-

chen Kreditaufnahme unter modifizierten Rückgewährungsmodalitäten. 

Aus einer legitimitätstheoretischen Perspektive ist diese Entwicklung problematisch, da ver-

schiedene Langzeitstudien belegen, dass PPP dem Staat gerade nicht die angestrebte dauer-

hafte finanzielle Entlastung gebracht haben, sondern vielmehr die öffentliche Steuerungskapa-

zität weiter einschränken, weil sie durch erforderliche Subventionen, Risikoabsicherungen und 

Gewinngarantien die privaten Akteure zufriedenstellen müssen. Es besteht somit die Gefahr, 

dass sich staatliche Akteure, die mit angeschlagenen Haushalten zu kämpfen haben, auf PPP 

einlassen, die zwar kurzfristig private Ressourcen mobilisieren, sich langfristig aber als Danaer-

geschenk erweisen, nämlich dann, wenn bei der PPP nur solche Teilbereiche in den gemeinsa-

men Verantwortungsbereich überführt werden, die sich vom privaten Partner gewinnbringend 

betreiben lassen, während die alleinige Verantwortung für nicht profitable Aufgabenbereiche 

bei der öffentlichen Hand verbleibt.  

Die Studie entwickelt daher drei Vermutungen: (1) Je stärker das Interesse der öffentlichen 

Hand an einer PPP als bloßes Finanzierungsinstrument ist, desto größer ist die Gefahr der Um-

gehung von Verschuldungsgrenzen und damit der Verlust von Input- und Outputlegitimität. (2) 

Je größer die Gefahr des Legitimationsverlusts öffentlichen Handelns beim Scheitern der PPP 

ist, desto ungünstiger gestaltet sich die Risikoverteilung für den staatlichen Akteur. (3) Je grö-

ßer die politische Freiwilligkeit des Gegenstands der PPP ist, desto größer ist die Wahrschein-

lichkeit, dass die PPP tatsächlich innovative Ergebnisse erzielt. 

Diese Vermutungen werden dann im empirischen Teil des Aufsatzes anhand einer Fallstudie 

aus Münster erhärtet, nämlich dem Gesundheitshaus, einer öffentlich-privaten Partnerschaft 

der Stadt mit zwei Stiftungen, zwei Wohlfahrtsverbänden sowie mehreren Selbsthilfegruppen, 

deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Rahmen einer qualitativen Interviewerhebung be-

fragt wurden. Im neu gebauten und von den Partnern gemeinsam betriebenen Gesundheits-

haus werden Koordinierungsaufgaben der unteren Gesundheitsbehörde gebündelt. Zudem 

wird durch Vernetzung und räumliche Nähe eine Verbindung der verschiedenen Dienstleistun-
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gen der gesamten kommunalen Gesundheitsvorsorge und darüber hinaus eine effizientere 

Ressourcenausschöpfung angestrebt, bei der die beteiligten zivilgesellschaftlichen Organisati-

onen in die Entwicklung und Durchführung freiwilliger kommunaler Gesundheitsdienste einge-

bunden werden. 

Im Ergebnis identifiziert die Studie das Münsteraner Fallbeispiel als Best Practice und zeigt, 

dass PPP unter Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Akteure durchaus effektive Steuerungsin-

strumente bei der Weiterentwicklung staatlicher Wohlfahrtsgovernance darstellen können, 

nämlich dann, wenn der Gegenstandsbereich der Public Private Partnership keinen oder zu-

mindest keinen ausgeprägten Erfolgszwang für die öffentliche Hand nach sich zieht und die 

treibende Motivation für die Eingehung der Partnerschaft tatsächlich die Innovation von Prob-

lemlösungsansätzen ist. Der Beitrag schließt mit der Feststellung, dass nur dort, wo mit neuar-

tigen Governanceinstrumenten experimentiert werden kann, auch Innovationen erwartet 

werden können. 

3.8  Möglichkeiten und Grenzen von Verkehrsordnungspartnerschaften 
 

Ausgangspunkt einer Studie zu Verkehrsordnungspartnerschaften in Nordrhein-Westfalen7 ist 

die kommunalpolitische Forschung in Deutschland, die für lokale Governance aktuell drei gro-

ße Trends herausgearbeitet hat: Neben einer stärkeren Hierarchisierung der Kommunalverwal-

tungen und dem verstärkten Einsatz von Privatisierungsmaßnahmen zur Verwaltungsentlas-

tung lässt sich seit Mitte der 1990er Jahre eine zunehmende Bedeutung kommunaler Politik-

netzwerke beobachten, die auf eine stärkere Einbindung des Bürgers in die Entscheidungsfin-

dung abzielen (Holtkamp et al. 2006; Walter 2016). Dabei werden Hoffnungen in die organi-

sierte Zivilgesellschaft gesetzt: Durch ihre Beteiligung sollen kommunale Entscheidungsverfah-

ren responsiver, demokratischer und gleichzeitig effizienter gemacht werden (Schwalb/Walk 

2007). 

Das gilt auch für die sogenannten Ordnungspartnerschaften, die derzeit in ganz Deutschland 

verstärkt eingesetzt werden. Sie lassen sich mit Schümchen (2006) als lokale Netzwerke defi-

nieren, in denen die Polizei mit staatlichen und kommunalen Behörden, Institutionen, Verbän-

den und Einrichtungen aus Wirtschaft und Gesellschaft sowie Bürgerinnen und Bürgern zu-

sammenarbeitet, um die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung gemeinschaftlich sicher-

zustellen. Eine Unterform dieser Netzwerke sind Verkehrsordnungspartnerschaften, die auf ei-

ne Erhöhung der Verkehrssicherheit abzielen. 

                                                           
7
 Eine gekürzte, deutschsprachige Version des Aufsatzes habe ich zusammen mit meiner Mitar-

beiterin Maren Meißner in der Zeitschrift Polizei & Wissenschaft veröffentlicht (Freise/Meißner 

2009). 
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Die originär polizeiliche Aufgabe der Sicherung der Grundprinzipien des menschlichen Zusam-

menlebens wird in diesem Kontext als gesamtgesellschaftlicher Auftrag verstanden. Ord-

nungspartnerschaften sollen zumeist konkrete ordnungs- und sicherheitsspezifische Phäno-

mene und Probleme wie z.B. Vandalismus oder Unfallschwerpunkte fokussieren und weniger 

allgemeinpräventive Maßnahmen ergreifen (Frevel 2007: 55). Typische Einsatzfelder sind bei-

spielswiese die Bekämpfung von Drogenkriminalität, Vandalismus oder die Verkehrssicherheit 

(Wurtzbacher 2008). Dabei kommen verschiedene Instrumente zum Einsatz, z.B. Informations-

stände in Innenstädten, verstärkte (polizeiliche) Präsenz an Verkehrsunfallschwerpunkten, 

Verschönerungsaktionen für Stadtviertel oder auch spezielle Schulungsangebote für Senioren 

im Straßenverkehr. 

Zielsetzung der Studie war es, auf der Grundlage von 13 Fallstudien kommunaler Verkehrsord-

nungspartnerschaften in Nordrhein-Westfalen drei leitende Fragen zu beantworten: (1) Wie 

lassen sich Verkehrsordnungspartnerschaften als Instrumente kooperativer Steuerung charak-

terisieren? (2) Welche Strategien und Maßnahmen werden entwickelt? (3) Sind die Ordnungs-

partnerschaften geeignet, Input- und Output-Legitimität kommunaler Entscheidungsfindung zu 

steigern oder erzielen sie als (mehr oder minder) oktroyierte Pflichtkooperationen sogar einen 

gegenteiligen Effekt? 

Aus einer Steuerungsperspektive betrachtet lassen sich Ordnungspartnerschaften der fokalen 

Netzwerkgovernance zuordnen (vgl. Sack 2009). Das bedeutet, dass das Netzwerk durch einen 

dominanten (fokalen) Partner gekennzeichnet ist – für gewöhnlich eine kommunale Polizei-

dienststelle –, der die Netzwerkbeziehungen steuert und auf den sich ein Großteil der zur Ver-

fügung stehenden Ressourcen konzentriert. Die Kopplung der übrigen Akteure im Netzwerk 

hingegen ist eher gering ausgeprägt, zwischen ihnen findet jenseits der zentralen Steuerung 

durch den fokalen Partner kein oder nur wenig Informationsaustausch statt. Die starke Stel-

lung der Polizei führt so dazu, dass die Gremien der Kriminalprävention trotz ihrer kooperati-

ven Elemente hierarchisch organisiert sind und gesteuert werden (Holtkamp et al. 2006). 

Ordnungspartnerschaften wird deshalb in der Literatur bislang kein sonderlich gutes Zeugnis 

ausgestellt (z.B. bei Frevel 2007; Wurtzbacher 2008): Sie gelten als wenig effektive, exklusive 

Clubs der üblichen kommunalen Entscheidungsträger, in denen die Bürgerinnen und Bürger 

häufig gar nicht mitwirken können. Die Studie bestätigt diese Annahme allerdings nur zum Teil. 

Für rund die Hälfte der untersuchten Verkehrsordnungspartnerschaften lässt sich tatsächlich 

konstatieren, dass es sich um oktroyierte Kooperationen handelt, in denen die eingebundenen 

Netzwerkpartner (vor allem die Vertreter der Behörden) eher nolens als volens mitwirken. Der 

zuständige Polizeibeamte setzt in hierarchischer Tradition eine Dienstvorgabe um und schließt 



44 

 

so schon von Vorneherein die Etablierung effektiver Netzwerkgovernance aus. Das Ergebnis 

sind bestenfalls informelle Netzwerkstrukturen, die in der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen 

und auf Webseiten und anderen kommunalen wie polizeilichen Informationsmaterialien künst-

lich aufgebauscht werden, ohne wirksame Maßnahmen zu ergreifen.  

Insofern lässt sich aus den vergleichenden Fallstudien die Handlungsempfehlung ableiten, Ver-

kehrsordnungspartnerschaften nicht aus dem Rat oder dem Bürgermeistersessel zu verordnen, 

wenn sich in den Polizeidienststellen nicht jemand findet, der die Ordnungspartnerschaft mit 

einem gewissen Maß an Herzblut betreuen möchte. Gelingt das nicht, sind Ordnungspartner-

schaften zum Scheitern verurteilt. Schließlich ist in aller Regel der fokale Partner als zentraler 

Punkt des Netzwerkes für die kontinuierliche Arbeit durch Koordination und Informationssteu-

erung zuständig und damit für das Gelingen der Ordnungspartnerschaft verantwortlich. Im Er-

gebnis zeigen die Fallstudien, dass sich Ordnungspartnerschaften zwar durchaus mit Hilfe von 

Förderpreisen, Beratungs- und Vernetzungsangeboten „von oben“ fördern lassen, in dem 

Moment, in dem sie allerdings angeordnet werden, ist ein Mehr an Input- und Output-

Legitimität kommunaler Governance nicht zu erwarten. 

Gleichwohl fördert der Vergleich von Ordnungspartnerschaften im Politikfeld Verkehr auch ei-

ne Reihe von bemerkenswerten Ergebnissen zutage, aus denen sich weitere Handlungsemp-

fehlungen ableiten lassen: Outputlegitimität ist nämlich nicht zwingend an konkret messbare 

Ergebnisse gebunden, in vielen Politikfeldern genügt auch ein gefühlter Erfolg. So bezeichnen 

viele Interviewpartner die positive Berichterstattung als größte Leistung der Kooperation und 

präsentieren ganze Aktenordner mit Artikeln der lokalen Medien. Gerade das Politikfeld Ver-

kehr hat in der Lokalpresse einen hohen Nachrichtenwert und lässt sich gut visualisieren. 

Demnach kommt es gar nicht vorrangig darauf an, dass ein Mehr an Verkehrssicherheit tat-

sächlich erreicht wird, stattdessen geht es um das subjektive Sicherheitsempfinden der Bürge-

rinnen und Bürger, das nicht mit der objektiven Sicherheitslage korrespondieren muss. Das 

subjektive Sicherheitsgefühl verbessert sich augenscheinlich auch dann, wenn man vermeintli-

che Sicherheitsinnovationen permanent vor Augen geführt bekommt. Und hier sind die unter-

suchten Ordnungspartnerschaften sehr erfolgreich. 

Die Studie zeigt weiter, dass Verkehrsordnungspartnerschaften beachtliche Ergebnisse erzielen 

können, wenn ein greifbares Thema vorliegt, das konsensual als Problem definiert werden 

kann und indem ein Ausgleich von repräsentativer und Expertendemokratie möglich ist. Im Er-

gebnis schlussfolgert die Studie, dass Verkehrsordnungspartnerschaften als Expertengremien 

dann Input-Legitimität erzeugen können, wenn ihre Themen vergleichsweise unpolitisch, d.h. 

dem kommunalpolitischen Wettstreit entzogen sind, auch in der Ordnungspartnerschaft selbst 
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konsensual behandelt werden können und zudem Haushaltsmittel nur in geringem Umfang 

binden. Als konkrete Handlungsempfehlung wird geraten, Verkehrsordnungspartnerschaften 

nur für solche Problemfelder der öffentlichen Sicherheit einzurichten, in denen das Problem 

konsensual definiert werden kann. 

3.9 Demokratische Innovationen und öffentliche Verwaltung 

Ausgangspunkt des Aufsatzes „More than Smoke and Mirrors? Systematizing Public Administ-

ration an Democratic Innovation“ ist die Feststellung, dass gegenwärtig in Deutschland zahlrei-

che Kommunen mit partizipativen, deliberativen und direkt-demokratischen Verfahren expe-

rimentieren, um die Bürgerinnen und Bürger stärker in den Prozess der Entscheidungsfindung 

(und mancherorts auch der Entscheidungsimplementation) einzubeziehen, als dies bisher in 

den stark repräsentativ-demokratischen Kommunalverfassungen geschehen ist. Zum Einsatz 

kommt eine große Vielzahl von Verfahren. Aber erzielen sie auch den gewünschten Effekt, 

nämlich Input- und Output-Legitimität gleichermaßen zu erhöhen, und wie lassen sich diese 

sogenannten demokratischen Innovationen sinnvoll evaluieren? 

In dem Beitrag unterbreite ich einen konzeptionellen Vorschlag zur Beurteilung demokrati-

scher Innovationen, indem ich Input- und Output-Legitimität in einer Vierfeldermatrix syste-

matisiere, am Beispiel von vier Fallstudien illustriere und darüber hinaus methodische Überle-

gungen zur Anwendung der Matrix anstelle. Dabei greife ich unter anderem auf die bereits 

vorgestellte Studie zu Verkehrsordnungspartnerschaften zurück und führe drei weitere Fall-

studien zu demokratischen Innovationen ein, die ich in Münster durchgeführte habe, einer 

Kommune, die gegenwärtig rege mit Bürgerbeteiligungsverfahren experimentiert.  

Abb. 2: Ein Konzept zur Beurteilung demokratischer Innovationen 
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Als schlechtestmögliches Ergebnis einer demokratischen Innovation werden Verfahren beur-

teilt, die zu einer Reduktion von Input- und Output-Legitimität des politischen Entscheidungs-
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findungsprozesses gleichermaßen beitragen und somit im doppelten Sinne scheitern. Solche 

Verfahren werden als demokratischer Missgriff (democratic mistake) bezeichnet. Sie liegen 

vor, wenn die Maßnahme weder zu einer Effizienzsteigerung des politischen Programms bei-

trägt, noch die Legitimität durch Verfahren zu steigern vermag, sondern im Gegenteil eher zur 

Reduktion der beiden Legitimitätskanäle beiträgt. Diese Kategorie wird am Beispiel eines Bür-

gerforums in Münster illustriert, im Zuge dessen die Bürgerinnen und Bürger an der Stadtpla-

nung beteiligt werden sollten. Da jedoch im Grunde sämtliche Entscheidungen bereits durch 

die Ratsmehrheit im Vorfeld getroffen worden waren, geriet die Bürgerbeteiligung zur Farce. 

Auch trug die Bürgerbeteiligung keineswegs zu einer Effektivitätssteigerung bei, ganz im Ge-

genteil: Das Verfahren war aufwändig, teuer und führte am Ende zu einigen Hausbesetzungen 

und zahlreichen Widerspruchsverfahren gegen die Bauplanung. 

Als demokratische Überbeanspruchung (democratic overstrain) werden demokratische Innova-

tionen bezeichnet, die zwar eine Steigerung der Input-Legitimität des politischen Prozesses er-

reichen, jedoch die effektive Implementation der Policy erschweren. Dies wird am Beispiel ei-

ner Verkehrsordnungspartnerschaft verdeutlicht, die die Zustimmung der Bürgerinnen und 

Bürger zur lokalen Verkehrspolitik merklich hat ansteigen lassen, gleichzeitig jedoch auch den 

Aufwand für die Umsetzung durch die beteiligten Behörden erheblich in die Höhe getrieben 

hat. Offen bleibt im Fallbeispiel, ob die Überbelastung der Behörden durch die gesteigerte In-

put-Legitimität kompensiert werden konnte.  

Diese Frage stellt sich auch für demokratische Innovationen, die als Bilanzkosmetik (democra-

tic window dressing) bezeichnet werden. Sie liegen vor, wenn eine Maßnahme zwar zu einer 

Effizienzsteigerung bei der Politikimplementation beiträgt, jedoch nicht das politische Verfah-

ren zu legitimieren vermag. Diese Variante wird am Beispiel des Münsteraner Bürgerhaushal-

tes illustriert, der mittlerweile eingestellt worden ist. Hier setzte der Rat der Stadt konsequent 

Sparvorschläge der Bürgerinnen und Bürger um und konnte so tatschlich einen Effektivitäts-

gewinn verbuchen. Das Verfahren selbst war jedoch umstritten und wurde im Rahmen einer 

Evaluation von den meisten Bürgerinnen und Bürgern nicht als geeignetes Verfahren der Mit-

bestimmung eingeschätzt, hatte doch kaum jemand die erforderlichen Haushaltskenntnisse, 

sodass die Zahl der Mitmachenden verschwindend gering ausfiel.  

Gemäß der Vierfeldermatrix ist eine demokratische Innovation nur dann ein Erfolg (democratic 

progress), wenn Input- und Output-Legitimität gleichermaßen gesteigert (oder zumindest nicht 

reduziert) werden. Ein solcher Fall wird am Beispiel des Integrierten Stadtmarketingkonzepts 

der Stadt Münster verdeutlicht, das deutschlandweit als vorbildliches Bürgerbeteiligungsver-

fahren betrachtet wird. Hier gelang es tatsächlich, eine erhebliche Zahl von Bürgerinnen und 
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Bürgern in die Entwicklung des Konzeptes einzubinden und gleichzeitig das Stadtmarketing 

deutlich effektiver zu gestalten. 

Im Ergebnis leistet der Aufsatz einen Beitrag zur Beurteilung von Maßnahmen, die seitens der 

kommunalen Verwaltung als demokratische Innovation ausgegeben werden. Er verdeutlicht, 

dass deliberative und partizipative Formen der Bürgerbeteiligung hohen Anforderungen ge-

recht werden müssen, wenn sie lokale Politik demokratischer gestalten wollen. Diese Bedin-

gungen konkretisiere ich mit Andrea Walter und Friedrich Paulsen in der Einleitung zum Sam-

melband, in dem der Aufsatz erschienen ist, indem wir demokratische Innovationen in die Er-

gebnisse der Forschung zu erfolgreichen Verwaltungsreformen einordnen.  

3.10 Fördervereine als Ausfallbürgen des Staates? 
 

Die Studie „Substituting for the State – Friendship Societies in Germany“8 befasst sich mit ei-

nem weiteren länderspezifischen Phänomen der deutschen Zivilgesellschaft, nämlich den För-

dervereinen. Zwar ist der Begriff „Förderverein“ in Deutschland nicht geschützt und steht so-

mit im Grunde für jeden Zweck offen. Allerdings lassen sich die weitaus meisten Fördervereine 

auf einen gemeinsamen Nenner bringen: Es sind eingetragene Vereine (e.V.), bei denen weni-

ger das gemeinsame Handeln der Mitglieder im Vordergrund steht (wie dies etwa bei Sport-

vereinen der Fall ist), sondern vielmehr die Unterstützung eines gemeinnützigen Anliegens die 

Vereinsarbeit dominiert. In der Regel äußert sich diese Unterstützung in der Kooperation mit 

einer öffentlichen Einrichtung (wie etwa Schulen, Bibliotheken, Museen, Kindertagesstätten 

oder Krankenhäusern) oder auch mit einer gemeinnützigen Organisation (wie Kirchen, Verei-

nen, Wohlfahrtsverbänden oder Selbsthilfegruppen). Aber auch die Förderung eines gemein-

nützigen Zwecks ohne eine konkrete geförderte Einrichtung ist möglich, etwa wenn sich ein 

Förderverein der Unterstützung einer wissenschaftlichen Forschungsdisziplin verschrieben hat. 

In seltenen Fällen tritt der Förderverein auch als Träger einer gemeinnützigen Einrichtung auf, 

z.B. wenn er eine ehemals öffentliche Stadtteilbibliothek übernimmt und weiterführt. Gemein-

sam ist zudem allen Fördervereinen, dass sie einen gemeinnützigen Zweck im Sinne des § 52 

der Abgabenordnung verfolgen und von den Finanzbehörden steuerlich begünstigt worden 

sind. Erkennt das Finanzamt die Vereine als gemeinnützig an, unterliegen ihre Einnahmen im 

ideellen Bereich, im Zweckbetrieb oder im Bereich der Vermögensverwaltung nicht der Kör-

perschaftsbesteuerung. Zudem erhalten sie die Berechtigung, Spendenbescheinigungen auszu-

stellen und in aller Regel können ihre Mitglieder ihre Mitgliedsbeiträge steuermindernd abset-

zen. 

                                                           
8
 Eine gekürzte deutschsprachige Fassung des Beitrags wurde im Forschungsjournal Soziale Be-

wegungen veröffentlicht (Freise 2015b). 
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Fördervereine boomen hierzulande seit rund 25 Jahren (Krimmer/Priemer 2013) und stellen 

mittlerweile gut ein Viertel der etwa 580.000 Vereine in Deutschland. Unter den Vereinsneu-

gründungen machen Fördervereine mittlerweile sogar die Mehrheit aus. Aber warum ist das 

so? Sind Fördervereine Ausdruck eines neuen bürgerschaftlichen Engagements, über das die 

Bürgerinnen und Bürger Einfluss auf das öffentliche Leben nehmen möchten? Oder treten sie 

als Ausfallbürgen eines überforderten Wohlfahrtsstaates auf, der nicht mehr in der Lage ist, 

seine angestammten Aufgaben ausreichend zu finanzieren – ein Verdacht, der in der Literatur 

häufig geäußert wird, obwohl die Vereinsform bisher kaum untersucht worden ist (z.B. von 

Braun et al. 2013; Busch 2005; Sprengel 2005).  

Um dieser Frage auf den Grund gehen zu können, wählt die Studie eine Mischung aus quanti-

tativer und qualitativer Forschung. In Kooperation mit dem Projekt „Zivilgesellschaft in Zahlen“ 

(ZIVIZ) des Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft wurde zunächst eine Sekundäraus-

wertung des ZIVIZ-Datensatzes durchgeführt und auf die Vereine fokussiert, die sich selbst als 

Fördervereine klassifizieren. Dabei zeigt sich, dass Fördervereine vor allem ein kommunales 

Phänomen sind und sich – wenig verwunderlich – zu einem wesentlich größeren Teil als ande-

re Vereine aus Spenden und Mitgliedsbeiträgen finanzieren. Haupttätigkeitsbereich der För-

dervereine in Deutschland ist der Bildungssektor, nahezu jede Schule verfügt heute über einen 

Förderverein. Aber auch zahlreiche Kultureinrichtungen und soziale Einrichtungen werden 

durch Fördervereine unterstützt.  

In einem zweiten Schritt wurde die Datenauswertung durch eine qualitative Interviewerhe-

bung mit den Vorsitzenden von 70 Fördervereinen im Vereinsregisterbezirk Münster ergänzt. 

Diese Befragung fördert zwei Erklärungen für den aktuellen Boom von Fördervereinsgründun-

gen zutage: Demnach sind Fördervereine einerseits Ausdruck zunehmender finanzieller Eng-

pässe der öffentlichen Hand, insbesondere der Kommunen. In der Tat sind seit der zweiten 

Hälfte der 1990er Jahre, insbesondere aber im neuen Jahrtausend zahlreiche Städte und Ge-

meinden mit ihren Haushalten in die roten Zahlen gerutscht, weil ihnen Bund und Länder viele 

zusätzliche Aufgaben aufgebürdet haben, ohne ausreichende Kompensationsleistungen zur 

Verfügung zu stellen (Holtkamp 2011). Landauf, landab geraten vor allem Städte mit hoher Ar-

beitslosigkeit und hohen Sozialausgaben in Haushaltsnot und müssen zur Sanierung ihrer Fi-

nanzen insbesondere bei den freiwilligen Leistungen den Rotstift ansetzen. Betroffen ist dabei 

vor allem der Kultur- und Sportbereich (Fatoyinbo 2011), aber auch der Denkmalschutz und 

nicht zuletzt der Bildungsbereich, sind doch die Kommunen für den Bau und die Ausstattung 

von Schulen selbst verantwortlich, während die Länder die Personalkosten tragen. Auch Volks-

hochschulen, Musikschulen und Landschulheime fallen immer häufiger dem Sparzwang zum 
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Opfer. Gerade in diesen Tätigkeitsfeldern sind besonders viele Fördervereine aktiv und bestä-

tigen, dass sie kompensatorische Aufgaben erfüllen, etwa indem sie den Betrieb der Einrich-

tung selbst übernehmen oder finanzielle Mittel akquirieren. 

Allerdings zeigt die Studie auch, dass die Ausfallbürgschaft für den überlasteten Staat bei wei-

tem nicht der wichtigste Anlass für die Neugründung von Fördervereinen ist. Vielmehr bestä-

tigt die Erhebung eine zweite Annahme: Demnach sind Fördervereine Ausdruck einer sich 

wandelnden Kultur des bürgerschaftlichen Engagements, in der die Bürgerinnen und Bürger als 

zivilgesellschaftliche Akteure Einfluss auf die Arbeit öffentlicher Einrichtungen nehmen möch-

ten. Sehr häufig sind nämlich die Mitglieder von Fördervereinen von der Arbeit der geförder-

ten Einrichtung unmittelbar oder mittelbar selbst betroffen, beispielsweise als Eltern, deren 

Kinder die geförderte Schule besuchen oder als Nutzerinnen und Nutzer einer öffentlichen Bib-

liothek oder Mitglieder einer Kirchengemeinde, die ihre Kirchen saniert. 

Im Sinne von Avner Ben-Ner (1994) sind sie damit Stakeholder der Einrichtung und können 

über den Förderverein Einfluss auf das Angebot und deren Qualität nehmen. Zwar würde die 

geförderte Einrichtung auch ohne den Verein bestehen, die Unterstützung des Vereins ist aber 

ein wertvolles Extra, das die Arbeit der Einrichtung bereichert und die Anspruchsgruppen mit 

der Organisation verbindet. In anderen Worten: Der Förderverein fungiert als „Sahnehäub-

chen“, indem er beispielsweise in der Kindertagesstätte zusätzliches Spielzeug anschafft oder 

der Kirchengemeinde den Kauf von Sakralkunst ermöglicht. Solche Angebote sind keine Pflicht-

leistungen, bereichern aber die geförderte Einrichtung und ermöglichen den Vereinsmitglie-

dern, an der Arbeit zumindest im Kleinen zu partizipieren. Das ist insbesondere in einer sich 

nach wie vor pluralisierenden Gesellschaft ein wichtiger Anreiz, entsprechen doch uniforme öf-

fentliche Angebote häufig nicht (mehr) den Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger. 

Aus der Perspektive der partizipativen Demokratieforschung ist dies ein interessantes Ergeb-

nis, gilt Deutschland in der internationalen Forschung doch gemeinhin als Nachzügler bei der 

Einführung partizipativer, deliberativer und direkt-demokratischer Instrumente (wie Bürgerbe-

fragungen, Bürgerhaushalten, Planungszellen etc.). Fördervereine erfüllen aber vielfach genau 

diese Funktion, öffnen sie doch Mitwirkungskanäle in staatlichen (meist kommunalen) Einrich-

tungen. Dabei entfalten Fördervereine in der Regel sicherlich nicht das bürgerschaftliche Enga-

gement wie dies im klassischen Mitgliederverein der Fall ist. Bei vielen ihrer Mitglieder be-

schränken sich die Aktivitäten auf das Ausfüllen von Beitrittserklärung und Kontoeinzugser-

mächtigung. Dennoch kann auf diese Art und Weise Einfluss auf die öffentliche Einrichtung ge-

nommen werden. So zeigt die Studie beispielsweise, dass in Schulen der Förderverein häufig 

größeren Einfluss auf das Schulprofil nehmen kann als etwa die Elternpflegschaft, stellt der 
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Förderverein für die Schulleitungen nicht selten eine wichtige Einnahmequelle dar. Förderver-

eine können somit den Instrumenten der partizipativen Demokratie zugeordnet werden, die 

zur Input-Legitimierung von Entscheidungen an den geförderten Einrichtungen beitragen kön-

nen.  

Gleichwohl zeigt die Studie auch, dass diese Mitwirkung in Fördervereinen nicht unproblema-

tisch ist. Fördervereine sind (wie im Grunde die komplette Vereinslandschaft in Deutschland) 

ein typisches Mittelschichtsphänomen. Menschen mit geringem Einkommen werden in aller 

Regel nicht Mitglied in Fördervereinen, weil ihnen die nötigen finanziellen Mittel fehlen. Eine 

Form der informellen Einflussnahme bleibt ihnen daher verwehrt. Eine Vereinslandschaft, die 

nur aus Fördervereinen bestünde, ist deshalb aus Perspektive der normativen partizipativen 

Demokratietheorie nicht wünschenswert. Im Gegenteil: Fördervereine können lediglich ergän-

zend wirken und sollten hinsichtlich ihres sozialintegrativen Potentials nicht überbewertet 

werden. Als wichtiges Standbein der zivilgesellschaftlichen Infrastruktur sind sie jedoch von 

großer Bedeutung und Ausdruck eines selbstbewussten bürgerschaftlichen Engagements, das 

auf eine Mitgestaltung der Daseinsvorsorge ausgerichtet ist. 

3.11 Politische Stiftungen als Akteure der Zivilgesellschaft? 
 
Der kürzeste Beitrag dieses Kumulus‘ wurde zur International Encyclopedia of Civil Society bei-

gesteuert. Er portraitiert die deutschen politischen oder parteinahen Stiftungen, die im inter-

nationalen Vergleich ein Spezifikum darstellen.9 

Der Beitrag führt in die Arbeitsweise und Funktionen der politischen Stiftungen (die mit Aus-

nahme der Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit allesamt die Rechtsform eines einge-

tragenen Vereins tragen) ein und verdeutlicht die enge Kooperation zwischen Staat und orga-

nisierter Zivilgesellschaft in Deutschland sowie den besonderen Stellenwert der politischen 

Bildungsarbeit, die hierzulande umfangreiche öffentliche Förderung erhält, aber in der Traditi-

on einer spezifischen Interpretation des Subsidiaritätsprinzips nicht direkt durch den Staat 

sondern durch gesellschaftliche Großgruppen (neben den parteinahen Stiftungen auch durch 

kirchliche, gewerkschaftliche und arbeitgebernahe sowie durch wertneutrale Bildungsträger) 

ausgerichtet wird. Ferner arbeitet der Beitrag die besondere Bedeutung politischer Stiftungen 

als Think Tanks für die konkurrierenden parteipolitischen Ideologien heraus und skizziert die 

Grundlagen ihrer Finanzierung und Tätigkeitsschwerpunkte, etwa als Begabtenförderwerke. 

                                                           
9
 Meine weiteren Einträge in der International Encyclopedia of Civil Society sind: Friedrich-Ebert-

Stiftung, Konrad-Adenauer-Stiftung, Friedrich-Naumann-Stiftung, Hanns-Seidel-Stiftung, Hein-

rich-Böll-Stiftung, Rosa-Luxemburg-Stiftung, Nell-Breuning, Oswald von und Fugger, Jakob.  
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Schließlich verdeutlicht der Text die außenpolitische und entwicklungspolitische Funktion von 

Friedrich-Ebert-Stiftung, Konrad-Adenauer-Stiftung, Hanns-Seidel-Stiftung, Friedrich-

Naumann-Stiftung, Heinrich-Böll-Stiftung und Rosa-Luxemburg-Stiftung. Nachdem die Bundes-

republik als Nachfolgerin des nationalsozialistischen Regimes nach dem Zweiten Weltkrieg in-

ternational nachhaltig diskreditiert war und deshalb nicht selbst als Promoterin demokrati-

scher Transformationsprozesse in Erscheinung treten konnte, übertrug sie die Demokratieför-

derung an die politischen Stiftungen, die heute mit mehr als 300 Entsendeten und über 1.000 

Ortskräften Demokratisierungsprozesse initiieren oder begleiten und dabei deutlich weniger 

diplomatische Rücksicht nehmen müssen als dies bei vergleichbaren Förderprogramme ande-

rer Staaten (z.B. USAID oder den Botschaftsprogrammen Kanadas, der Niederlande oder der 

skandinavischen Staaten) der Fall ist. Dabei haben sie eine Reihe langfristiger Förderprogram-

me entwickelt, die im internationalen Vergleich sehr erfolgreich sind, zielen sie doch auf die 

Schulung möglicher Eliten und die Etablierung einer zivilgesellschaftlichen Infrastruktur, insbe-

sondere auf dem Arbeitsmarkt, aber auch in der Gleichstellungs- und Umweltpolitik sowie in 

der Europapolitik ab. 

Der Beitrag schließt mit einer kurzen Diskussion der Legitimität politischer Stiftungen, die so-

wohl im In- als auch im Ausland regelmäßig in Frage gestellt wird. Während das Bundesverfas-

sungsgericht der Diskussion um die Rechtmäßigkeit politischer Stiftungen mit seinem Urteil 

von 1972 ein Ende gesetzt hat, stehen die politischen Stiftungen in autoritären Staaten regel-

mäßig in der Kritik, so etwa in China oder Russland, wo sie ihre Arbeit entweder ganz einge-

stellt haben oder unter erschwerten Bedingungen arbeiten. 

3.12 Autoritäre Rohstoffrentierstaaten und das Legitimitätsproblem 
 

Der jüngste Beitrag im Kumulus, der Anfang 2017 in der Zeitschrift für Politik veröffentlicht 

wurde, befasst sich nicht dezidiert mit einer zivilgesellschaftlichen Fragestellung. Gleichwohl 

ergeben sich aber Anknüpfungspunkte zur Zivilgesellschaftsforschung. 

Der Aufsatz basiert auf der Feststellung, dass unter den Autokratien der Welt die sogenannten 

Rohstoffrentierstaaten eine Sonderrolle einnehmen. Gemäß Hazem Beblawi (1987) sind (Roh-

stoff-)Rentierstaaten eine besondere Form der Rentenökonomie, in denen die Staatseinnah-

men durch Erlöse aus Rohstoffverkäufen dominiert werden. An der Generierung der Renten ist 

nur ein sehr kleiner Teil der Bevölkerung direkt beteiligt, der Großteil profitiert lediglich vom 

Wohlstand, der durch den Hauptempfänger der externen Renten, die Regierung, distribuiert 

wird. Die Herrschaft in autokratischen Rentierstaaten stützt sich deshalb in erheblichem Maße 

auf die Output-Seite der Legitimität – oder verkürzt gesagt: auf den Reichtum an Rohstoffen, 
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der in großzügige Wohlfahrtsprogramme investiert werden kann. Aber was geschieht, wenn 

diese Rohstoffquellen mittelfristig zu versiegen drohen oder es zu einem dauerhaften Einbruch 

der Weltmarktpreise kommt?  

Der Beitrag stellt die These auf, dass autokratische Regime angesichts ihrer Abhängigkeit von 

den externen Renten als Quelle ihrer Output-Legitimität unter Druck geraten sollten und daher 

neue Wege zur Stabilisierung ihrer Herrschaft suchen. Dieser These geht der Beitrag am Bei-

spiel dreier Erdölrentierstaaten (Venezuela, Russland und Demokratische Republik Kongo) auf 

den Grund.  

Im Ergebnis zeigt der Vergleich, dass Regime-Eliten in den autokratischen Rentierstaaten bei 

wegbrechenden Renteneinnahmen neben repressiven Maßnahmen auch auf Input-

Legitimitäts-Strategien ausweichen. Die Länderstudien bestätigen die Ausgangsvermutung, 

dass autoritäre Rohstoffrentierstaaten angesichts mittelfristig zu erwartender Rückgänge in 

den Exporteinnahmen versuchen, durch den Aufbau eines strategischen Narrativs, auf das im 

Notfall zurückgegriffen werden kann, bzw. durch Maßnahmen der symbolischen Öffnungen ih-

re Input-Legitimität zu erhöhen. Dies gilt für alle drei untersuchten Staaten, wenngleich in sehr 

unterschiedlicher Art und Weise. Grundlegend zeigt sich jedoch, dass wir in den drei Staaten 

die Generierung eines Bedrohungs-Narrativs zur Verstärkung der Input-Legitimität beobachten 

können. In Russland und Venezuela lassen sich zudem - zumindest zweitweise - Maßnahmen 

der symbolischen Öffnungen der Regime nachzeichnen, mit denen diese auf Krisensituationen 

zu reagieren bzw. diese Krisen schon von vornherein zu vermeiden suchen. Schließlich scheint 

die Salienz dieser Maßnahmen für alle drei untersuchten Staaten im Zeitverlauf anzusteigen. 

Die Fallstudien stellen sicher noch keine robuste Bestätigung des Arguments dar, können aber 

einen ersten, vielversprechenden Blick auf die Rolle von Bedrohungsnarrativen für die Input-

Legitimität autoritärer Regime werfen. Der Beitrag regt deshalb an, das theoretische Argument 

auf der Grundlage einer viel größeren Auswahl an Fällen zu überprüfen und schlägt vor, auch 

zu eruieren, welche Rolle bzw. Relevanz diese Strategien der Input-Legitimation im Vergleich 

zu anderen Maßnahmen einnehmen.  

Dabei sollte auch untersucht werden, wie sich das Verhältnis der autoritären Regime zur Zivil-

gesellschaft entwickelt. Ergebnisse der politikwissenschaftlichen Transformationsforschung 

lassen neben dem Einsatz repressiver Maßnahmen gegen die Zivilgesellschaft (z.B. in Russland) 

auch die Kooptation zivilgesellschaftlicher Akteure wahrscheinlich erscheinen. Dem Argument 

folgend ist die Kooptation die effektivere Maßnahme zur Aufrechterhaltung der Regimestabili-

tät. Ob sich diese These allerdings empirisch erhärten lässt, bleibt abzuwarten. 
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4. Zusammenfassung: Erkenntnisgewinne der Habilitation 
 

Welche Erkenntnisse lassen sich zusammenfassend aus den eingereichten Aufsätzen ableiten 

und welchen Beitrag leisten sie für die Politikwissenschaft? Diese Fragen sollen im Schlussteil 

der Einführung in den Kumulus diskutiert werden. 

Die meisten der vorgelegten Beiträge thematisieren verschiedene Organisationen der Zivilge-

sellschaft und fragen nach den Möglichkeiten, Input- und/oder Output-Legitimität durch die 

Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Akteure (zumeist Nonprofit-Organisationen) aufrechtzuer-

halten oder neu zu erzeugen. Dies geschieht gleichermaßen aus dem Blickwinkel der Partizipa-

tionsforschung und der Public Policy-Forschung. Innerhalb der Demokratietheorie knüpft mei-

ne Forschung an die Überlegungen des modernen Republikanismus an: Eine Reduzierung der 

Legitimierung von Politik einzig auf regelmäßige Wahlakte oder gelegentlich abgehaltene Refe-

renden und die Garantie eines umfassenden Rechtsstaates genügt als Legitimierungsressource 

nicht. Vielmehr begreife ich Demokratie als eine Herrschaftsform, in der trotz gesellschaftlicher 

Pluralität Deliberationsprozesse zumindest zu den großen Streitfragen möglich sind, wenn es 

gelingt, Konflikte zu zivilisieren. Dabei spielen zivilgesellschaftliche Akteure eine zentrale Rolle, 

sind es doch überwiegend sie, die als Medien der Deliberation fungieren und zugleich als Trä-

ger von bürgerschaftlichem Engagement Partizipation am politischen Entscheidungsfindungs-

prozess ermöglichen. 

Meine zentrale Forderung an ein politisches System ist daher die Etablierung von Verfahren, 

die den Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit eröffnet, an der Entscheidung ihrer Angele-

genheiten mitzuwirken oder zumindest mitwirken zu können und damit zwischen pluralen In-

teressen legitime Aushandlungsergebnisse ermöglicht. Dabei geht es nicht um den maximalen 

direkten Einfluss des Volkes, aber um ein System von Spielregeln, das eine „Art Arbeitsteilung 

von Regierenden und Regierten“ (Enzmann 2009: 307) etabliert, indem beispielsweise durch 

partizipative, deliberative und direkt-demokratische Prozeduren in Ergänzung zum Repräsenta-

tivsystem die Verlagerung von Entscheidungskompetenzen auf die Bürgerinnen und Bürger 

angestrebt wird, gleichzeitig aber auch ein entscheidungsfähiger und effektiver Regierungsap-

parat erhalten bleibt. 

Subsidiarisierung, Föderalisierung, Transparenz und die Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Or-

ganisationen in die Produktion öffentlicher Güter stellen dabei wichtige Instrumente für die 

Verwirklichung einer erstrebenswerten politischen Grundordnung für mich dar. Dabei formu-

liere ich hohe Anforderungen an die Bürgerinnen und Bürger, die für mich nicht nur Grund-

rechteträger sind, sondern in republikanischer Tradition Bürgertugenden an den Tag legen soll-
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ten, damit ein demokratisches Zusammenleben verwirklicht werden kann. Ich bin mir dabei 

durchaus bewusst, dass die Mitwirkungsbereitschaft der Bürgerinnen und Bürger begrenzt ist 

und darüber hinaus ein Elitenbias bestehen bleibt (Schmitz 2000).  

Dennoch lebt Demokratie vom Engagement der Bürgerinnen und Bürger, und das nicht nur im 

Großen, sondern gerade auch über das zivilgesellschaftliche Engagement im Kleinen. In vielen 

meiner Arbeiten habe ich faszinierende Beispiele für solche demokratischen Bürgertugenden 

erlebt und beschrieben: Eltern bringen sich über Schulfördervereine in die Integration von ge-

flüchteten Kindern ein. Patientenselbsthilfegruppen sorgen für die gesellschaftliche Teilhabe 

von Menschen mit Behinderungen und anderen Handicaps. Kaufmannschaften, Elternverbän-

de, Verkehrsclubs und andere Vereine suchen in Ordnungspartnerschaften mit Polizei und an-

deren kommunalen Behörden nach Verbesserungsmöglichkeiten der lokalen Verkehrssicher-

heit. Politische Stiftungen fördern die politische Entscheidungsfähigkeit der Bürgerinnen und 

Bürger. Verbände der freien Wohlfahrtspflege wirken nicht nur als Interessenvertreter ihrer 

Mitglieder, sondern agieren auch als Wertewächter in der Wohlfahrtsproduktion. Alle diese 

Beispiele illustrieren eindrucksvoll, wie politische Systeme durch zivilgesellschaftliche Partizi-

pation an Input- und Output-Legitimität gewinnen können. 

Doch unter welchen Umständen kann dies gelingen? Und führt ein Mehr an Zivilgesellschaft 

zwingend zu einem Mehr an demokratischer Legitimität? Ist Zivilgesellschaft wirklich 

Everybody‘s Darling, wie es in der Überschrift zu dieser Kumuluseinführung etwas provokant 

heißt? Und was bedeutet eine anhaltende gesellschaftliche Pluralisierung sowie ein Komplexi-

tätsaufwuchs von Governance für die Einbindung zivilgesellschaftlicher Akteure? Meine (Teil-

)Antworten auf diese Fragen betrachte ich als meinen wesentlichen Beitrag zur Politikwissen-

schaft. 

Zunächst unterstreicht meine Forschung die Erkenntnis der empirischen Demokratieforschung, 

dass ein One fits all-Modell zur Legitimierung politischer Entscheidungen nicht denkbar ist und 

zwar weder auf der Input- noch auch auf der Output-Seite. So mag eine Form partizipativer 

Demokratie wie das Instrument des Bürgerhaushaltes in lateinamerikanischen Städten auf 

große Zustimmung seitens der Regierten stoßen, während das gleiche Instrument in Europa 

nicht ansatzweise dieselben Effekte zeitigt (Stortone 2010). Auch direkt-demokratische In-

strumente wie Bürgerbefragungen und Bürgerentscheide führen in einem Land nicht zwangs-

läufig zu einem Mehr an Demokratie, obwohl dies in einem anderen der Fall ist. Und nicht zu-

letzt werden auch die Outputs der Politik seitens der Regierten sehr verschieden bewertet: Ein 

Policy-Output, der in einem Land als effektive Verwirklichung des Bürgerwillens gefeiert wird, 

steht andernorts im Kreuzfeuer der Kritik. 
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In anderen Worten: Demokratische Legitimität ist stets kontextabhängig, und demokratische 

Innovationen bedürfen immer einer Adaption, wenn sie aus einem politischen System in ein 

anderes bzw. von einer Politikarena in eine andere übertragen werden sollen. Wie eine solche 

Adaption aussehen kann, untersuche ich beispielsweise in meiner Studie nordrhein-

westfälischer Verkehrsordnungspartnerschaften. Das Instrument – ursprünglich in den Verei-

nigten Staaten entwickelt – erzielt auch in deutschen Kommunen Erfolge, wenn eine Reihe von 

Spezifika der deutschen Kommunalpolitik berücksichtigt werden: So können Ergebnisse von 

solchen präventiven Räten in Deutschland nicht gegen die Widerstände der Stadt- bzw. Ge-

meinderäte durchgesetzt werden, weshalb eine klare Definition möglicher Ergebnisse und die 

Einbindung der kommunalen Parteien und anderer kommunaler Vetospieler Funktionsvoraus-

setzung von Ordnungspartnerschaften sind. Zudem lassen sich solche Verfahren in Deutsch-

land kaum oktroyieren: Besteht beim zentralen Netzwerkpartner (etwa dem leitenden Beam-

ten der Polizeibehörde) kein Interesse an einer Öffnung, ist die Maßnahme von vorneherein 

zum Scheitern verurteilt. Auch meine Studien zur Einbindung von Selbsthilfegruppen in die 

kommunale Gesundheitspolitik oder meine Arbeit zur Rolle von Fördervereinen liefert Indizien 

für die erfolgreiche Einbindung zivilgesellschaftlicher Akteure in die politische Entscheidungs-

findung. 

Meine Forschung zeigt darüber hinaus, dass die Einbindung zivilgesellschaftlicher Akteure legi-

timitätssteigernd wirken kann, dabei jedoch in vielen Fällen etablierte Herrschaftsverhältnisse 

perpetuiert. Die verbreitete Hoffnung, die Zusammenarbeit von Staat und Zivilgesellschaft füh-

re zu einer Ausweitung der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger und zu einer Etablierung 

herrschaftsfreier Diskurse, wird in meinen Arbeiten häufig als Wunschdenken entlarvt. So zeige 

ich beispielsweise in meiner Studie zu Fördervereinen in Deutschland, dass diese Organisatio-

nen einerseits Partizipationskanäle für Bürgerinnen und Bürger öffnen, zugleich aber (zumin-

dest im untersuchten Münster) eine Veranstaltung der Bourgeoisie bleiben, also der Wirt-

schafts- und Besitzbürger, die seit dem Aufkommen der bürgerlichen Gesellschaft im 19. Jahr-

hundert die Vereinsszene dominieren (vgl. dazu auch Kocka 2008). Damit untermauere ich die 

Feststellung Wolfgang Merkels (2015), dass die meisten demokratischen Innovationen, mit de-

nen in den vergangenen Jahren experimentiert wurde, die „üblichen Verdächtigen des demo-

kratischen Betriebs“ bedienen, nämlich tendenziell höher Gebildete, die in gesicherten Ar-

beitsverhältnissen mit mittlerem bis höherem Einkommen leben. Wer somit einseitig direkt-

demokratischen, partizipativen und deliberativen Instrumenten das Wort redet und zu deren 

Gunsten repräsentativ-demokratische Institutionen schleift, kann nicht mit einem Zugewinn 

demokratischer Qualität rechnen. Damit diese zustande kommt, bedarf es weiterer Vorausset-
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zungen, nämlich vor allem der konsequenten Förderung demokratischer Mündigkeit der Bür-

gerinnen und Bürger.  

Deshalb plädiere ich für den Ausbau und die Vertiefung der Demokratieförderung in Deutsch-

land und Europa und sehe mit Sorge, dass dem sozialwissenschaftlichen Unterricht an den 

Primar- und Sekundarschulen eine zunehmend untergeordnete Rolle zukommt. Landeszentra-

len für politische Bildung werden geschlossen (Niedersachsen) oder stark verkleinert (Hessen, 

Sachsen), und die Institutionenkenntnisse über die Europäische Union sind selbst bei den Stu-

dierenden von Einführungskursen im Fach Politikwissenschaft so gering, dass eine zielführende 

Diskussion über Stärken und Schwächen europäischer Governance häufig nicht möglich ist. In 

einer Zeit, in der politische Entscheidungen komplexer werden, sind Investitionen in Demokra-

tieförderung zwingend erforderlich. Bereits in meiner Dissertation 2004 habe ich gezeigt, dass 

die Förderung demokratischer Kompetenzen in den postsozialistischen Transformationsstaa-

ten zentrale Herausforderung für die dauerhafte Etablierung demokratischer Ordnungen ist. 

Wie wichtig dieser Hinweis damals war, zeigt sich heute schmerzlich und zwar nicht nur im Os-

ten Europas. In sehr vielen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union fassen populistische Be-

wegungen Fuß und propagieren einen ausgrenzenden, aggressiven Nationalismus. Hier bestä-

tigt sich, dass eine Zivilgesellschaft keineswegs Garant für die Herausbildung demokratischer 

Tugenden ist. Ganz im Gegenteil: Zwar ist sie für das Funktionieren einer Demokratie unerläss-

lich, gleichwohl können in ihr auch autoritäre, exkludierende und unsolidarische Verhaltens-

muster heranwachsen (Roth 2003), wie sie beispielswiese die Dresdner PEGIDA-Bewegung 

demonstriert. Es rächt sich heute, dass in den neuen Bundesländern nicht dieselben Anstren-

gungen in der Demokratiebildung unternommen wurden, die die Westalliierten nach dem 

Zweiten Weltkrieg in der alten Bundesrepublik vorantrieben. 

Engagementpolitik wird somit immer wichtiger für die Aufrechterhaltung demokratischer Tu-

genden und meine Forschung leistet einen Beitrag dazu, die Erfolgsbedingungen von Förder-

maßnahmen zu erfassen. So arbeite ich beispielsweise gegenwärtig mit Kolleginnen und Kolle-

gen in der DVPW-Themengruppe Hochschullehre an Materialien zur Verbesserung der Demo-

kratiedidaktik für den Einsatz in der politikwissenschaftlichen Lehre.10 

Darüber hinaus leistet meine Forschung auch einen Beitrag zum besseren Verständnis des eu-

ropäischen Integrationsprozesses und der Rolle zivilgesellschaftlicher Akteure darin. Von be-

sonderem Interesse ist dabei für mich die Untersuchung europäischer Mehrebenenpolitik, ins-

besondere der europäischen Kohäsionspolitik, die ich als zentrale Legitimierungsressource der 

                                                           
10

 Vgl. dazu den von Daniel Lambach moderierten Blog der Arbeitsgruppe unter 

http://www.hochschullehre-politik.de/. 
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Europäischen Union identifiziere und deren Entwicklung ich weiter begleiten möchte. Dabei in-

teressieren mich vor allem die Leistungsfähigkeit europäischer Politik und die Möglichkeiten 

und Grenzen der Einbindung zivilgesellschaftlicher Organisationen bei der Entscheidungsfin-

dung und -implementation. So arbeite ich beispielsweise seit einigen Semestern mit der Euro-

paregion EUREGIO in Gronau zusammen und evaluiere mit meinen Studierenden ausgewählte 

Förderprogramme im deutsch-niederländischen Grenzgebiet.11 

Dabei zeigt sich: Zwar ist Europa heute fester Bestandteil nationaler Identität, zentrales Identi-

fikationsobjekt der europäischen Völker ist und bleibt jedoch der Nationalstaat. Bis heute ist es 

nicht gelungen, transnationale zivilgesellschaftliche Verständigungsprozesse zu etablieren, die 

einen adäquaten Umgang mit europäischer Verschiedenartigkeit ermöglichen würden. Aktuell 

reagieren nationale Kollektividentitäten auf europäische Einflüsse mit Abwehrhaltung und der 

Ablehnung des Fremden: Sprachliche Grenzen, eine fehlende integrative europäische Öffent-

lichkeit und schließlich institutionelle Probleme der transnationalen Zivilgesellschaft blockieren 

bislang eine kulturelle und soziale europäische Integration. Ich halte es für sehr wahrschein-

lich, dass diese Blockade auf absehbare Zeit nicht überwunden werden kann. In meiner aktuel-

len Forschung im Projekt InnoSi12 zu wohlfahrtsstaatlichen Investitionsstrategien zeigt sich bei-

spielsweise, wie verschieden die europäischen Sozialstaaten ausgestaltet sind und dabei ganz 

unterschiedliche Werteentscheidungen getroffen haben. Ziel meiner künftigen Forschung ist 

es deshalb zu untersuchen, wo eine vertiefte europäische Integration zu einem Legitimitäts-

zuwachs beitragen kann und wo dies ausgeschlossen ist. 

Im Fokus meiner Forschung werden weiterhin die mannigfaltigen Organisationen der Zivilge-

sellschaft stehen, zu deren besseren Verständnis ich beitragen möchte, indem ich mich mit fol-

genden drei leitenden Fragestellungen befasse: 

• Unter welchen Kontextbedingungen führt zivilgesellschaftliche Partizipation am politi-

schen Entscheidungsfindungsprozess zu einem Mehr an demokratischer Qualität? 

• Unter welchen Bedingungen können Organisationen der Zivilgesellschaft in verschie-

denen Politikfeldern als Partner des Staates eine möglichst effektive Steuerung ermög-

lichen, ohne dabei auf die Funktion reiner Erfüllungsgehilfen reduziert zu werden, die 

ihrer sozialinteraktiven Funktion nicht mehr nachkommen? 

• Und ist es möglich, erfolgreiche Governancearrangements und demokratische Innova-

tionen aus einem Kontext (z.B. einem Nationalstaat) in einen anderen zu überführen? 

                                                           
11

 Vgl. dazu die Evaluationsberichte auf meiner Website unter http://www.uni-

muenster.de/IfPol/personen/freise.html. 
12

 InnoSi = Innovative Social Investment: Strengthening communities in Europe (www.innosi.eu). 
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